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Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


Zur Person 


Günter Gaus im Gespräch 
mit Christian Klar 


Günter Gaus: Mein heutiger Interviewpart- 
ner, Christian Klar, geboren 1952 in Freiburg 
im Breisgau, ist seit 19 Jahren inhaftiert. Er 
gilt als ein führendes Mitglied der Rote Ar- 
mee Fraktion, die radikal die Gesellschafts- 
ordnung der Bundesrepublik bekämpft hat 
und dabei zahlreiche Morde und Terroran- 
schläge verübte. Klar ist 1982 in Stammheim 
wegen mehrfachen Mordes, darunter auch 
dem an Martin Schleyer, zu fünf mal le- 
benslänglich und zusätzlich 15 Jahren Haft 
verurteilt worden. Klar verbüßt seine Strafe 
in der Justizvollzugsanstalt Bruchsal, wo 
auch mein Interview mit ihm aufgezeichnet 
worden ist. Sehen Sie: Zur Person Christian 
Klar. 


Günter Gaus: Bei der Vorbereitung auf die- 
ses Interview, Herr Klar, sind Begriffe wie Ro- 
te Armee Fraktion, Stammheimprozesse, 
sind Opfernamen wie Buback, Schleyer, Pon- 
to, Täternamen wie Meinhof, Ensslin, Raspe 
belebt worden, die weit in die Vergangenheit 
zurückführen. Sie selbst sind seit 19 Jahren 
inhaftiert. Bedeutet dies, dass sie überwie- 
gend ein Leben im Kopf, in der Vergangen- 
heit führen? 


Christian Klar: Ich erinnere mich, dass die 
Vorstellung schon ganz verbreitet gewesen 
ist - es ist immer ein Bild gezeichnet wor- 
den von Gefangenen, dass die mit dem Tag 
ihrer Verhaftung an dem Punkt stehen blei- 
ben. Meine Erfahrung ist ganz anders, es ist 
ganz normal die Auseinandersetzung mit der 
Entwicklung, Besonders seit Anfang der 90 
Jahre, wo wir in den Gefängnissen Verände- 
rungen verarbeiten mussten - vielleicht ist 
der Nenner davon, wie die Reaktion herrscht 
seit Anfang der 90er Jahre. Bomben auf Bel- 
grad kommen auch im Knast an. Ein Wir- 
kungsloswerden der Subjektivität der Linken 
auch - nur kann man da im Knast nicht viel 
Vorschläge machen. 


Nein, das kann man sicher nicht. Aber die 
Frage ist jetzt für mich , so wie sagen, nein, 
anders als das so allgemein erwartet wird, 
das hört nicht mit dem Tag der Einlieferung 


auf und dann beginnt die Vergangenheit, die 
Gegenwart zu werden, ist meine Frage jetzt: 
Sie kriegen die Gegenwart ja doch nur gefil- 
tert mit, durch Medien. Haben Sie den Ein- 
druck, dass das, was Sie an Realitätsbewus- 
stsein für die Gegenwart haben, dass Ihnen 
das zur Urteilsbildung genügt, oder denken 
Sie gelegentlich, manches verstehe ich gar 
nicht mehr? 


Natürlich, gerade die subjektiven Verände- 
rungen, die man nicht mitleben kann, da ist 
eine Grenze. Zum Teil kommt was davon an, 
in den Knästen auch, durch die Gefangenen, 
die hier eingeliefert werden, da merkt man 
auch Unterschiede. Bis in die 80er Jahre, An- 
fang der 90er hat man noch ein bisschen das 
fortschrittliche Milieu allgemein unter den 
Gefangenen festgestellt. Dann irgendwann 
fing es an - die veränderte Situation draußen 
- dass Menschen eingeliefert werden, 
hauptsächlich, wie die Politik geworden ist, 
Teile der Bevölkerung als Ausschuss anzu- 
sehen. Die werden dann irgendwann einge- 
sammelt und landen im Knast und bringen 
eine Menge Elend mit. Das kommt dann auch 
von den Veränderungen durch eigenes Erle- 
ben hier an. 


Können Sie das, was für Sie die Gegenwart 
im Knast ist, wie Sie sagen, können Sie die- 
se Normalität, die jetzt Ihre Normalität ist, 
können Sie die den Menschen, die Ihnen 
draußen nahe stehen - beispielsweise Ihrer 
Mutter - können Sie das denen erläutern oder 
gibt es eine Erfahrung, die Sie haben, und 
selbst die, die Sie sehr lieben und die Sie be- 
suchen, nicht haben können und nicht haben 
sollen, und die von daher doch eine Art 
Trennscheibe ist, auch wenn es die Trenn- 
scheibe im Besuchszimmer nicht mehr gibt. 
Ist das schwierig oder können Sie das ver- 
ständlich machen? 


Die Grundlage, die man im Knast erlebt? 


Ja. Wie weit können Sie das Ihren Besuchern 
von draußen vermitteln? 


Christian Klar 1992 


Meistens nicht. Ich habe ein oder zweimal 
erlebt, tatsächlich mal - Leute von draußen, 
die haben gar nicht selber gesessen - aus ir- 
gendeinem Grund, die andere Chemie vom 
Knast kapieren. In der Regel aber nicht. Die 
ganze Chemie ist anders. 


Können Sie versuchen - ich denke, das ist 
sehr schwer - ich möchte an dieser Stelle sa- 
gen, ich bin bei allen Fragen sehr befangen, 
was ich sonst nicht bin bei meinen Intervie- 
ws - befangen durch das Ungewohnte. Kön- 
nen Sie versuchen, dieses, was Sie die Che- 
mie im Knast nennen, können Sie versuchen 
das zu beschreiben? Oder geht das nicht? 


Es ist das Eingeschlossensein. Ich muss nichts 
allgemein über Knast erzählen ... 


Ich könnte es nicht erklären, wahrscheinlich. 
Ich kann es ja nicht mal richtig fragen. 


Das Eingeschlossensein 


Es gibt viele Techniken von Gefangenen, 
nichts an sich ran zu lassen. 


Entschuldigen Sie diese Frage, die ich jetzt 
stelle: Können Sie noch „Glück“ definieren? 


Das wäre zu theoretisch. Das ist vielleicht ein 
Beispiel dafür, dass man es sich dann ir- 
gendwo rausholen muss, aber kaum eine le- 
bendige Erfahrung, die dem entspricht. 


Worauf setzen Sie Ihre Hoffnung? 


Natürlich dass Menschen sich mit Unter- 
drückung und Demütigung nicht abfinden. 
Das ist eine Sache an mich selbst, aber natür- 
lich im geschichtlichen Sinne auch. Jedes Er- 
lebnis, wo Menschen aufstehen und in. die 
reaktionäre Normalität Bewegung rein brin- 
gen. ist genau das. Es ist ja vor ein paar Mo- 
naten in Genua ein interessantes Ereignis ge- 
wesen ... 


Sie meinen jetzt die Globalisierungsgegner... 


Die Demonstration in Genua, ja. Da kann 
man eine Menge drüber reden und da kommt 
sogar im Knast was davon an, auch von der 
Entwicklung - das ist natürlich auch Hoff- 
nung. 


Wir werden darauf noch kommen. Jetzt zur 
Person Christian Klar. Geboren am 20. Mai 
1952 in Freiburg, die Eltern gehören zur bür- 
gerlichen Akademikerschaft und sind beide 
im Schuldienst tätig. Der Vater ist am Ende 
seiner Karriere Vizepräsident des Oberschul- 
amtes in Karlsruhe. Er ist 1992 gestorben. 
Die Mutter ist Lehrerin für Mathematik und 
Physik gewesen. Sie haben vier Geschwister. 
Der Zusammenhalt der Familie, soweit ich 
erfahren konnte, ist durchs Christian Klars 
Leben als Terrorist und seine Verurteilung 
und Inhaftierung nicht aufgelöst worden. 
Mögen Sie etwas über Ihre Eltern sagen, Herr 
Klar? 


Ja, das ist eine Familie - fünf Kinder sagt 
wohl schon eine Menge - und sicher, von 
den Eltern aus in der Bildung aufgewachsen, 
was bedeutet, dass alle Möglichkeiten mir ge- 
geben worden sind, Schule und was da so 
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drin ist. 

Eigentlich eine Familie, wo Sta- 
tus keine Rolle gespielt hat. Die 
Wohnung, alles, was nötig ist zum 
täglichen Leben - das ist eine gute 
Lehre gewesen, nur auf den Ge- 
brauchswert zu achten, nicht was 
her machen zu müssen mit Woh- 
nungseinrichtung und derglei- 
chen. Meine Mutter - eine sehr frei 
eingestellte Frau - ich erinnere 
mich an viele Kämpfe von ihr mit 
den Nachbarn, weil sie ihre Kin- 
der nicht prügelt, die zu fünft 
natürlich viel durcheinander ge- 
bracht haben und sie die Kinder 
frei aufwachsen gelassen hat. Der 
Vater - schon stärker mit Ambi- 
tionen die mit Bildungshintergrund zusam- 
men gehangen haben - alle mög- 
lichen Pläne. Fünf Kinder sind . 
dann doch zuviel, um damit "AN 
durchzukommen damit. Die an- wkt 4. 
dere Seite auch bei ihm, Kumpel- 
haftigkeit, ganz liebenswert. Sein 
Hintergrund wohl autoritär - 
muss man eher sagen - vom po- 
litischen. 

Das gilt auch für heute; ich hö- 
re von meinen Geschwistern ab 
und zu. Ich hab da das Gefühl der 
Zuneigung, aber gleichzeitig ist 
nie viel zusammen gelaufen. Ir- 
gendwas ist da bei mir anders ge- 
wesen - das Konzept, das Bür- 


wegen bin ich früh fort gegangen. 


Ihre Mutter hat mir erzählt, dass Ihr Vater 
Mitglied der SPD war und dann wegen der 
Bildungspolitik der Sozialdemokraten zur 
CDU gegangen ist. Hat Politik in Ihrem El- 
ternhaus oder in Ihrem Umgang mit Ihrem 
Vater eine Rolle gespielt, hat es von daher 
Debatten gegeben, Konflikte? 


Hat es wohl, aber mehr spontan mal. Ei- 
gentlich hat es keine so große Rolle gespielt. 
Ich habe mich erst hinterher mal dran erin- 
nert - wie ich ihn einerseits eher konserva- 
tiv erlebt hat, und irgendwann hat er aber, 
erinnere ich mich, auf Mao Tse-Tung große 
Stücke geschworen. So widersprüchlich, aber 
es hat keine große Rolle gespielt in der Be- 
ziehung. Ich bin früh fort. 


gerkonzept ist für mich ein Kon- 
zept von Einsamkeit, so istmir das 
anschaulich geworden und des- 


... dass Menschen sich mit Unterdrückung und Demüti- 
gung nicht abfinden. Genua, Marsch der 50000 Mi- 
granten, 19.7.2001, Bild: Arbeiterfotografie 


Gerd (Spoosy) 
Klusmeyer ist tot. 


Wir sind erschüttert über den plötzlichen 
Tod unseres lieben Freundes, Kollegen 
und Genossen Rechtsanwalt Gerd Klus- 
meyer. 

Für viele, viele Jahre hat er beruflich 
und privat sich äußerst engagiert für die 
Belange der politischen Gefangenen ein- 
gesetzt. 

Er war ein Protagonist der Anwälte, von 
denen vor vielen Jahren ein Mandat ein- 
mal sagte, dass sie bei der Verteidigung 
der politischen Gefangenen „in der gro- 
tesken Situation stehen, die letzten Ver- 
teidiger des bürgerlichen Rechtsstaates zu 
sein“ und dabei die Brüchigkeit dieses 
Versuches vielfach erlebt zu haben. 

In seiner anwaltlichen Arbeit für die 
politischen Gefangenen war Gerd Klus- 
meyer unermüdlicher Motor und Ideen- 
geber, gerade auch für seine Kollegen, die 
mit ihm hierbei zusammenarbeiteten. 

Wie gerne hätten wir mit ihm noch bei 
Kaffee oder einem Bier diskutiert, im 


Rauch seiner selbstgedrehten Zigaretten, 
er sommers wie winters in Sandalen da- 
sitzend und so treffend trocken wie hu- 
morvoll argumentierend. 

Wir vermissen ihn sehr. 


Inigo Schmitt-Reinholtz, Nürnberg, auch 
für 

Dieter Adler, Hannover; Ute Brandt, 
Hamburg; Anke Brenneke-Eggers, Ham- 
burg; Ursula Ehrhardt, Hamburg; 
Berthold Fresenius, Frankfurt; Andreas 
Groß, Wiesbaden; Ulrike Halm, Hanno- 
ver; Martin Heiming, Heidelberg; Thomas 
Herzog, Berlin; Hartmut Jacobi, Ham- 
burg; Jens Janssen, Freiburg; Barbara 
Klawitter, Hannover; Rainer Koch, Frank- 
furt; Heike Krause, Köln; Wolfgang Kro- 
nauer, Frankfurt; Roswitha Maul, Frank- 
furt; Michael Moos, Freiburg; Dietmar 
Müller, Köln; Johannes Pausch, Düssel- 
dorf; Johannes Santen, Hamburg; Tho- 
mas Scherzberg, Frankfurt; Heinz-Jürgen 
Schneider, Hamburg; Michael Schubert, 
Freiburg; Hans-Eberhard Schultz, Bre- 
men; Renate Schultz, Bremen; Wolfgang 
Schwab, Duisburg; Franz Schwingham- 
mer, Regensburg; Ursula Seifert, Frank- 
furt, Gunther Specht, Marburg 


Was meinen Sie mit: Ich bin früh fort? Sich 
geistig wegentwickelt oder aus dem Eltern- 
haus gegangen? 


Einfach mehr auf die Straße oder Cliquen ge- 
habt, keine richtige Bindung an das Eltern- 
haus. 


Hatten Sie eine Vorstellung, was Sie werden 
wollten? 


Nein, eigentlich nicht. 


Sie galten als ein sehr sensibler, idealistisch 
gesinnter, auch aufmüpfiger und von einem 
starken Gerechtigkeitsbedürfnis erfüllter 
Schüler. Als Student der Philosophie und 
Poiltikwissenschaften in Heidelberg sind Sie 
dann Anfang der 70er Jahre in ersten Kon- 
takt mit Gruppen gekommen, die die bun- 
desrepublikanische Gesellschaftsordnung ra- 
dikal ablehnten und von Grund auf verän- 
dern wollten. Im November 1976 tauchen Sie 
dann in den Untergrund der RAF ein. An- 
Jang 1977 sind Sie beteiligt gewesen an der 
Verletzung eines schweizerischen Grenzbe- 
amten. Christian Klars Kampf gegen das Sy- 
stem, für eine andere Weltordnung ist damit 
blutig geworden. Ich habe dazu viele Fragen, 
Herr Klar. Die erste ist diese: Was ist, nach 
Ihrer Einsicht, die stärkste Antriebskraft, der 
wichtigste Beweggrund für Sie gewesen, die- 
sen Schritt in die Gewalt hinein zu tun? 


Das ist schwierig, was Einzelnes raus zu 
nehmen. Ich denke, die Haupterfahrung ist, 
die Erfahrung von einer kollektiven Lebens- 
weise. Das ist damals was ganz Neues gewe- 


sen und hat natürlich eine politische Di- 
mension. Was hier im Land als Antikommu- 
nismus läuft, richtet sich genau gegen kol- 
lektivistische Vorstellung aus den Besitzin- 
teressen heraus. Damals ist es eine große Er- 
fahrung gewesen aus Lebensformen, wo die 
Sozialisation nicht über Besitz läuft. Das sind 
persönliche Erfahrungen gewesen, die wich- 
tig sind, weil sie mich überzeugt haben. Al- 
so dass kommunistische Vorstellungen nicht 
aus den Büchern stammen, keine Theorie 
sind - da hat es eine Dimension. Und in der 
Art von Zusammenleben ist auch eine Stär- 
ke gewachsen und das Zutrauen, politisch 
aktiv zu werden. Da kommt dann die Situa- 
tion die wir vorgefunden haben - ich erin- 
nere mich, das ist noch vorher gewesen - ein 
Schulfreund hat mir mal an einem Nach- 
mittag die Arbeiterbewegung erklärt und ein 
anderer hat mir das Buch „Der SS-Staat“ von 
Kogon gezeigt. Das ist sehr viel gewesen 
schon. Das ist noch in jüngeren Jahren ge- 
wesen. 

Später ist die Erfahrung vom Kampf der 
Vietnamesen - wir hatten damals ein Heft 
nachgedruckt und verteilt, wo Erfahrungen 
aus Vietnam, von der Volksbefreiungsfront 
in Vietnam gezeigt worden sind. Ein Mut- 
macher. Dann ist der Putsch in Chile gewe- 
sen, 1973. Das sind zwei deutliche Erinne- 
rungen für mich. Es ist klar, später ist gesagt 
worden, die Stimmung in den 70er Jahren ist 
die gewesen, dass der Bereich des Möglichen 
ungeheuer weit gewesen ist. Es ist die Ent- 
kolonialisierung gewesen, die viel Impuls ge- 
geben hat, die ganzen sozialistischen Ideen, 
die ihren ersten Anschub durch den Roten 
Oktober hatten, noch mal erneuert hat und 


Wir trauern um 


Spoosy 
Gerd Klusmeyer 


18.4.1955-15.1.2002 


Durch plötzlichen Tod wurde er 
aus unserer gemeinsamen 
Geschichte gerissen. Spoosy war 
immer, auch in schwierigsten 
Situationen, unser Freund, 
Genosse, Anwalt und Kollege. 


Gefangene und ehemalige 
Gefangene aus RAF und Widerstand 
Anwältinnen und Anwälte von 
politischen Gefangenen 

Angehörige der politischen 
Gefangenen 

Freunde und Freundinnen 


Hannover, 22.1.2002 


die die Leute sich angeeignet haben. Da ging 
es natürlich darum, wie man selber aktiv 
werden kann, was davon umsetzen kann. 


Sie haben das Buch von Eugen Kogon „Der 
SS-Staat“ erwähnt. Ist der Umgang mit Ihren 
Eltern, mit der Mutter, mit dem Vater die Fra- 
ge: „Wie wars unter den Nazis, was habt ihr 
getan, habt ihr euch nach eurer Meinung 
richtig verhalten, habt ihr euch zu sehr an- 
gepasst? 


Nein. 


Hatten Sie und Ihre Freunde den Eindruck, 
die Eltergeneration hat im Grunde versagt, 
wo sie nicht hätten versagen dürfen. Und 
dann hat sie es nach dem Krieg nicht aufge- 
arbeitet sondern noch weiter versteckt. War 
das für Sie und Ihre Freunde eine Antriebs- 
kraft? 


Nein. Ich kann mit dem Generationending 
auch gar nichts anfangen. 


Insofern waren Sie nicht ein 68er? 


Ich war in der Provinz zu der Zeit und das 
hat sehr viel anders ausgesehen. Ich bin ei- 
gentlich ganz zufrieden damit, was ich da an 
Erfahrungen gemacht hab. Ich hab aus den 
Städten ein bisschen mitbekommen - ich 
glaub, die Schritte, sich zu befreien, die sind 
auf dem Land sehr praktisch gelaufen, die 
Erfahrung zu machen. 


Können Sie sagen, was das heißt: „praktisch 
die Schritte der Befreiung‘. Was war das, 
worin lag das. 


Als erstes, die Anforderungen abzuschütteln, 
sich frei zu machen von einem Weg, der für 
einen vorgesehen wird, wo äußerliche An- 
forderungen erfüllt werden sollen. 


Ulrike Meinhof, Andreas Baader, Gudrun 
Ensslin und die anderen Täter der so ge- 
nannten ersten RAF Generation - was hat 
sie an diesen Menschen angezogen? Deren 
Mut zur Konsequenz? 


Ja. - aber als Personen habe ich sie eigent- 
lich erst später genauer wahrgenommen. Am 
Anfang war das Interesse mehr für die Or- 
ganisation, für das Konzept, wo zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt die Hefte rumgegangen 
sind und durch Zeitungslektüre und auch ei- 
gene Ideen. 


Welche Hefte? 


Von den ersten Konzeptheften. Ich weiß aber 
jetzt nicht mehr welche. 


Also von den Heften mit dem Hintergrund 
RAF? 


Ja. 
Der Schritt in die Gewalt, Herr Klar, war das 
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‚für Sie ein bewusster Vorgang oder vollzog er 
sich eher unmerklich? 


Nein, natürlich bewusst und vom Konzept 
her bestimmt. Die RAF hat ganz bewusst aus 
einer Minderheitenposition gekämpft und 
das im Konzept so verarbeitet. Und der Ge- 
brauch von Waffen ist die Entscheidung ge- 
wesen, von Anfang an in einem Kampf die 
Machtfrage mit einzuführen. In der deut- 
schen Geschichte, in den 20er Jahren hat die 
Arbeiterbewegung gegen die verschiedenen 
reaktionären Vor-Putsche, die es damals ge- 
geben hat, noch bewaffnet gekämpft. Die Na- 
zizeit hat das alles ausgelöscht. Das ist kei- 
ne Sache von Radikalität - der Einsatz der 
Waffen - sondern eben überlegt, um einer 
Opposition, die in der Minderheit ist, trotz- 
dem das Mittel in die Hand zu geben, zu zei- 
gen, dass politische Veränderung mit der 
Macht zusammenhängt. 


Dies ist, wie ich finde, eine um konkrete Pra- 
xis bemühte Definition, die völlig theoretisch 
ist. Das scheint ein Widerspruch zu sein. Ich 
will versuchen, es fragend deutlich zu ma- 
chen. Es ist die Anknüpfung an etwas, was 
Sie in den 20er Jahren gesehen haben ... 


Die Antwort darauf, was dann verschwun- 
den ist. 


Die Antwort auf das, was von den Nazis der 
Arbeiterbewegung ausgetrieben worden ist. 
Warum ich sage: „ganz theoretisch“, ist - 
hatten Sie die Veränderung, die nach 45 vor- 
gegangen war, auch was angeht, dass der Ka- 
pitalismus, der derzeit ja vielleicht in alte 
Formen zurückfindet - aber dass der Kapi- 
talismus sich gewandelt hatte im Erscheinen, 
und dass er mehr Anteil gab an seinen Vor- 
zügen, als er es früher getan hat - und dass 
sie von daher völlig losgelöst von der Stim- 
mung im Land sich bewegt haben. Ist Ihnen 
das bewusst gewesen oder haben Sie gedacht: 
wir reißen es rum? 


Das kann man gar nicht so sagen. Was heißt: 
losgelöst von der Stimmung im Land. Es ist 
ja nicht zwangsläufig, auf eine Massenbasis 
zu setzten. Es ist möglich, im ganz be- 
stimmten Moment - und ich meine, dass die 
RAF zu einem bestimmten Moment punkt- 
genau ihre Wirksamkeit und ihre Inspirati- 
on bereitgestellt hat. Das meinte ich damit, 
nicht von einer Basis auszugehen, sondern 
von den Widersprüchen, die da sind und ei- 
nen Bruch reinzusetzen in die Ideologien von 
Volksgemeinschaft, wie sich das Bürgertum 
ja gerne als Allgemeininteresse in der Poli- 
tik verkauft - da einen Bruch reinzusetzen. 
Da ist die Taktik von Stadtguerilla wirksam 
gewesen. Die andere Sache ist, was die Mas- 
senbasis angeht, natürlich eine Verbunden- 
heit mit den Entkolonialisierungskämpfen, 
die auf den anderen Kontinenten stattge- 
funden hat - auch eine Identifikation damit. 


Sie haben sich verstanden als ein Teil der 
Freiheitsbewegung in der dritten Welt? 
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Christian Klar im Gespräch mit Gün- 


ter Gauss, Dezember 2001 


Ja. Aber nicht ohne Wirkung auf das Be- 
wusstsein hier. Diesen politischen Bruch 
auch hier zu organisieren - natürlich löst das 
was aus, wenn es als erstes das ist, die Wi- 
dersprüche wahrzunehmen, die auch immer 
breit diskutiert worden sind. 


Ich bin die Generation fast Ihres Vaters, ein 
bisschen jünger als Ihr Vater gewesen ist. Ich 
erinnere mich sehr wohl, dass unter meines- 
gleichen natürlich sehr lebhaft diskutiert 
worden ist über Ulrike Meinhof und alles, 
was dazu gehört. Es war für uns immer 
schwer zu begreifen - die Waffengewalt in 
der Dritten Welt haben meine Freunde und 
ich immer verstanden. Wir haben empfun- 
den, dass der Schritt in die Gewalt hinein 
sich in den Verhältnissen der Ersten Welt, zu 
der die Bundesrepublik gehört, nicht recht- 
‚fertigt. Haben Sie von daher je überlegt: Wir 
verlieren einen Anhang, der wenigstens der 
Gesinnung nach Verständnis für uns hat. Wir 
treiben sie in die Ecke, in der unsere Feinde 
stehen. Oder war es gar kein Punkt, über den 
Sie noch nachdachten. 


Nein 
Haben Sie meinesgleichen verachtet? 


Ich wüsste jetzt nicht, dass uns das begegnet 
ist. Der Bezug ist ja auf die Mächtigen aus- 
gerichtet gewesen, auf ihre Politik und der 
Bezug auf andere Bereiche in der Linken - 
beide Auseinandersetzungen hat es gegeben. 
Das müsste man beleuchten. Weil ich jetzt 
nicht wüsste, wo ich Sie hintun sollte. 


Entschuldigen Sie diese wirklich eher absei- 
tige Frage. Hat Ihnen der Stil in den Ver- 
lautbarungen der RAF nicht Entsetzen ein- 
geflößt. Ich meine, ich hab das wirklich al- 
les seinerzeit aufmerksam gelesen, es war ei- 
ne sehr mühsame Lektüre. Ich hab immer ge- 
dacht, wie verstiegen haben sich diese Leu- 
te, dass sie sich nur noch so ausdrücken kön- 
nen. War Ihnen das bewusst, dass sie sich 
wegschrieben von der Verständlichkeit. 


Es gab damals ja auch schon aus anderen 
Bereichen der Linken die Kritik mit dem Ab- 
strakten in den Erklärungen. Ich finde es 
nicht so wichtig, eigentlich. Aber es wird 
auch was übersehen dabei. Ein politisches 


Konzept, das auf Befreiung aus ist, hat gut- 
en Grund, abstrakt zu sein, weil die konkre- _ 
te Freiheit die Menschen, die aufstehen, sel- 
ber ausfüllen müssen. Mit der Konkretion ha- 
be ich oft auch als Anbiedern oder sowas er- 
lebt - also in den politischen Texten. Dann 
ist es überzeugender, den Vorwurf vom Ab- 
strakten auf sich zu nehmen, wenn die Ori- 
entierung zielgerichtet ist. Das Beschwernis 
finde ich zweitrangig, eigentlich. 


Im November 1982 sind Sie im Sachsenwald 
vor den Toren Hamburgs verhaftet worden als 
Sie ein im Dickicht verborgenes Waffendepot 
der RAF aufsuchen wollten. Sie ließen sich 
ohne Gegenwehr festnehmen. Es ist gemut- 
maßt worden, Sie seien resigniert. Sie seien 
kampfmüde gewesen und hätten nicht ohne 
eine gewisse Erleichterung die Festnahme 
über sich ergehen lassen. Ist das ganz falsch? 


Das ist eine Verhöhnung gewesen. Die ist da- 
mals irgendwie in der Presse ... 


Ja, bei der Vorbereitung auf dieses Interview 
habe ich das überall gefunden, dass man sag- 
te: er war ganz froh. 


Das ist die Verhöhnung von jemandem, den 
sie lang gesucht haben und dann gefasst ha- 
ben. Wenn man verhaftet wird und keine 
Möglichkeit zu handeln findet, geht es einem 
dreckig. Das ist so, muss man aber eben auch 
verarbeiten. Ich hab diese Sicht darauf auch 
damals so aufgefasst: noch einen nachtreten 
nach jemand, der gefangenen worden ist. 
Vielleicht auch eine Projektion, das hab ich 
später im allgemeinen Zusammenhang noch 
oft erlebt, aus dem taz-Milieu, über Ilega- 
lität ist ja immer so referiert worden, was für 
ein Druck das sei und so weiter, vielleicht 
sollte „Erleichterung“ der Gegenpol zum 
Druck ... 


War es Druck oder war es keiner? 


Nein. Ich hab Illegalität als Gebiet von großer 
Freiheit erlebt. Man muss es lernen, man 
muss vielleicht auch dafür ein bisschen was 
mitbringen. Für uns ist die Illegalität ein 
Raum gewesen, den man sich erobert und 
aus dem man politisch handeln kann, das ist 
der Sinn davon, natürlich. Aber wenn man 
nur das Lebensgefühl davon sagt, das ist ei- 
ne sehr freie Situation wo man für alles sel- 
ber verantwortlich ist. Und das gefangen ge- 
nommen werden ist dann ein Schock - von 
einer Situation, die man selbst bestimmt, in 
der man sich bewegen kann und dann in der 
Gewalt des Feindes. 


Sie sind wegen mehrfachen Mordes zu fünf- 
mal lebenslänglich und zusätzlich 15 Jahren 
Haft verurteilt worden. Sie sind ausdrücklich 
bisher ausgenommen worden von der übli- 
chen Entlassungsfrist. Hoffen Sie, dass sich 
daran etwas ändert? 


Wir arbeiten ständig daran. Es sind noch fünf 
von uns, die noch sitzen: Eva Haule, Brigit- 


te Mohnhaupt, Rolf-Clemens Wagner, Birgit 
Hogefeld und ich. Es sind draußen auch im- 
mer wieder Leute, die aktiv werden, die was 
organisieren, um die Frage in die Öffent- 
lichkeit zu bringen. Es ist wohl ein Jahr her, 
als Künstler in Berlin eine große Ausstellung 
gemacht haben mit vielen Besuchern. 

Von der Einschätzung denke ich, die Re- 
gierung behandelt das, dass da noch welche 
sitzen, opportunistisch: es gibt keinen Grund 
sich da zu bewegen - und das geht natürlich 
zu unseren Lasten. 


Sie verstehen sich als ein politischer Häft- 
ling? 


Das sollte man. Für einen persönlich bedeu- 
tet das eigentlich keine Auszeichnung, es ist 
einfach sinnvoll, der Sache entsprechend, 
dass man die Gefangenen, die aus einem po- 
litischen Kampf einfahren, als politische Ge- 
fangene ansieht. 

Das ist auch wichtig, weil in der Herrschaft 
der Regierung spielt das ja eine große Rolle, 
das abzustreiten. Gerade die Sozialdemokra- 
tie hat da immer ein Übersoll gehabt, weil ja 
gerade in der sozialistischen oder kommuni- 
stischen Richtung neben ihnen nichts exi- 
stieren darf. Allgemein gehört das zur Herr- 
schaft, einer aufständischen Gruppe, einer 
bewaffneten Opposition das Politische 
natürlich auszuradieren. Deswegen ist es 
wichtig, darauf zu bestehen. 


Ist das Bewahren von Selbstachtung, Herr 
Klar, wichtiger fürs Überleben als eine An- 
passung an die gebotenen Normen weil man 
damit vielleicht die, die über einen verfügen, 
gnädig stimmen kann? Selbstachtung fürs 
Überleben oder Anpassung um gnädig zu 
stimmen? 


Ich glaube die Selbstachtung ist ein Reflex. 
Der kommt - wenn jemand an die Wand ge- 
drückt wird, muss er kämpfen. Aber ich den- 
ke nicht so sehr über Selbstachtung nach, 
sondern verantwortlich zu handeln. An er- 
ster Stelle kommt, dass ich verantwortlich 
dafür handeln will, dass der Aufbruch, den 
auch die RAF dargestellt hat, die Ziele da- 
von, der Sinn, dass das auch weitergetragen 
wird. 

Das ist nicht in der Hand von Leuten, die 
gefangen sind. Aber die Vorstellung ist 
natürlich, dass eine Gruppe wie die RAF, die 
dann irgendwann Geschichte geworden ist, 
aber durch Fehler oder durch Anstöße Inspi- 
ration wird für neue Aufbrüche - ich fühl 
mich verantwortlich, da nichts zuzuschütten 
oder zu denunzieren. Die Entwicklung, die 
für Menschen möglich ist, die ich selber er- 
lebt hab, nicht durch eine reaktionäre Re- 
gression abzutöten.” 

(“Von „Aufbruch weitertragen“ sollte ich 
nicht reden, es kann so nur als Aufruf zur 
Verklärung revolutionärer Prozesse, zur 
Glaubensgemeinschaft verstanden werden. 
Die Aneignung von Geschichte ist als kriti- 
sche Aneignung nötig. [C.K.]) 


Schuldbewusstsein und Reuegefühle, sind 
das für Sie Begriffe, sind das Vorgänge im 
Kopf, im Gemüt, von denen Sie sagen: das 
geht euch nichts an? Oder können Sie sich 
dazu äußern? 


Im politischen Raum, vor dem Hintergrund 
unseres Kampfes sind das keine Begriffe. 


Aber es könnten persönlich doch Begriffe 
sein, die Bedeutung haben wegen der Opfer. 
Wenn Sie es vom Abstrakten, Allgemeinen: 
„im politischen Kampf keine Begriffe“ - ins 
konkret Persönliche drehen, oder wenn ich es 
in meiner Frage dahin wende, was ist dann 
die Antwort. Sie können sagen, es geht Sie 
nichts an. 


Ich überlasse der anderen Seite ihre Gefüh- 
le und respektiere die Gefühle, aber ich mach 
es mir nicht zu eigen. Das sitzt zu tief drin, 
dass gerade hier in den reichen Ländern zu 
viele Menschenleben nichts zählen. Vor der 
Trauer müsste sich vieles ändern. 

Belgrad wird bombardiert - das bedeutet 
nichts. In vielen Ländern werden Verhält- 
nisse hergestellt, wo ein Menschenleben 
nicht mal einen Namen hat. 


Ist Religiösität, ist Religion für Sie von Be- 
deutung? 


Nein, ich hab für Spiritualität im Allgemei- 
nen Verständnis, aber Religiösität nicht. 


Niemals gewesen? 
Nein. 


Wenn man einen Punkt erreicht hat, wie Sie 
Anfang 1977, von dem aus es kein Zurück 
in die herrschende Normalität der Mehrheit 
gibt, ist das dann noch einmal, wenn es ei- 
nem bewusst wird, ein Erschrecken oder ist 
das eine Empfindung, die zur Schwäche 
führen könnte und die man sich deswegen 
nicht leistet. 


Das sind ja zielgerichtete Schritte gewesen, 
um in den Handlungsraum zu kommen, den 
wir uns vorgestellt haben. 


Erlauben Sie mir eine letzte Frage. Sind Sie 
imstande, sich Pläne zu machen für die Zeit, 
die vor Ihnen liegt. Bis 2008, wo Sie mögli- 
cherweise erst entlassen werden und auch 
noch darüber hinaus. 


Nicht wirklich. Die einzige Vorstellung ist, 
mit Leuten zusammen zu kommen mit de- 
nen ich viele Jahre nicht sprechen konnte, 
Dinge besprechen, die liegen geblieben sind. 
Und die Hoffnung, zu Beziehungen fähig zu 
sein. 


Günter Gaus im Gespräch mit Christian Klar 

„Zur Person Christian Klar“ wurde am 12.12.2001 
vom Ostdeutschen Rundfunk 

Brandenburg (ORB) ausgestrahlt. 

Alle Rechte: Günter Gaus 


Genua: Italienische Staatsan- 
wälte kommen nach Berlin 


Vom 18.-22. Februar werden in Berlin die 
Opfer des Polizeiüberfalls auf die Diaz- 
Schule in Genua als Beschuldigte vernom- 
men. Die Vernehmungen im Auftrag des 
italienischen Staatsanwalts Zucca werden 
bezeichnenderweise von der Berliner 
Staatsanwaltschaft, Abteilung ‚Politische 
Straftaten und Extremismus’ durchgeführt. 

Der als Linkenhasser bekannte Staatsan- 
walt Heintke wird die Verhöre leiten. 

Die Berliner Gruppe der Betroffenen aus 
der Diaz-Schule ruft zum Protest gegen die- 
ses unglaubliche Vorgehen auf. 

Am 18. Februar findet um 16.30 Uhr vor 
dem Amtsgericht in Moabit, Turmstr. 91, 
die Kundgebung „Unsere Waffe heißt Soli- 
darität“ statt. 


Haftstrafen für Aktivisten des 
Infotelefons 


Revisionsverfahren gegen acht Jugendliche 
in Göteborg nach Protesten gegen EU-Gip- 
fel 


Ein schwedisches Gericht hat gegen Akti- 
visten des Göteborger Infotelefons 
Haftstrafen zwischen 16 und 28 Monaten 
verhängt. Das Urteil wurde am vergange- 
nen Freitag im Revisionsverfahren gegen 
acht Jugendlichen, die bereits wegen An- 
stiftung zum schweren Landfriedensbruch 
während des EU-Gipfels in Göteborg ver- 
urteilt worden waren, verkündet. In der er- 
sten Verhandlung lag das Strafmaß zwi- 
schen drei und vier Jahren Haft. Damit setz- 
te die Berufungsinstanz das Strafmaß her- 
unter. Statt Anstiftung wurden die Jugend- 
lichen jetzt wegen Beihilfe zu schweren 
Landfriedensbruch verurteilt. 


Begründet wurde das Urteil damit, daß 
sich die angeklagten Personen mit dem Ver- 
senden von SMS-Nachrichten per Handy 
und Internet als „Infozentrale” gegen den 
EU-Gipfel im schwedischen Göteborg 
betätigt hatten (siehe junge Welt vom 30.1.). 
Prozeßbeobachter machen darauf auf- 
merksam, daß selbst nach Abschwächung 
der Haftdauer die härtesten Urteile im juri- 
stischen Nachspiel des EU-Gipfels im ver- 
gangenen Juni gefällt wurden. Die Mitar- 
beiter des Infotelefons wurden besonders 
hart bestraft, weil sie von schwedischen Ju- 
stizbehörden und Medien als „Zentrale des 
Terrors“ vorverurteilt worden waren. Ob- 
wohl es dafür keine Beweise gab und die 
Anwälte sogar mehrere Entlastungszeugen 
aus Gewerkschaften und der globalisie- 
rungskritischen Organisation ATTAC be- 
nennen konnten, bestätigte das Gericht die 
Haftstrafen. Die Anwälte hatten einen Frei- 
spruch der Angeklagten gefordert. 

Peter Nowak, aus: jungeWelt, Di, 12.2. 


8. März — bundes- 
eiter Aktionstag für 
ie Freiheit der poli- 
schen Gefangenen 


meinsamer Aufruf von Libertad! und 
e Hilfe zum bundesweiten Aktionstag 
‚ März 2002 Solidarität und Wider- 
nd gegen staatliche Repression, Si- 
rheitsgesetze und Abschiebungen! 
eiheit für alle politischen Gefangenen! 


Die Solidarität mit den politischen Gefange- 
nen hat nichts von ihrer Dringlichkeit verlo- 
ren. Überall aufder Weit sind Frauen und Män- 
ner aus sozialen und revolutionären Bewe- 
gungen mit staatlicher Verfolgung und Ge- 
fängnis, manchmal auch mit dem Tod kon- 
frontiert, wie es das seit mittlerweile 16 Mo- 
naten andauernde Todesfasten der türkischen 
politischen Gefangenen gegen Isolationsfolter 
zeigt. 

„Krieg gegen den Terrorismus" als 
Weltinnenpolitik. 


Der 11. September und der seitdem gestartete 
„Krieg gegen den Terrorismus“ haben welt- 
weit die Bedingungen für emanzipatorische 
Politik neu gesetzt, in jedem Land, auf jedem 
Kontinent, in jeder gesellschaftlichen Ausein- 
andersetzung. So wurden in Deutschland wie 
auch in den übrigen EU-Staaten eine Vielzahl 
von Gesetzen verabschiedet, mit denen hem- 
mungslos die Repressionsorgane ausgebaut 
und ihre Zusammenarbeit intensiviert werden. 
Die dabei am meisten erfaßte und von rassi- 
stisch motivierter Repression betroffene Be- 
völkerungsgruppe sind Flüchtlinge, Migran- 
tinnen und Migranten. In den USA wurden 
nach dem 11. September politische Gefange- 
ne in Isolationshaft verlegt und unter Kon- 
taktsperre gestellt. Aufgrund von Protesten 
mussten diese Maßnahmen wieder rückgän- 
gig gemacht werden. In der Türkei stürmten 
am 5. November 3000 Polizisten mit Panzern 
und Bulldozern Häuser in dem Istanbuler 
Stadtviertel Kücük Armutlu, wo sich An- 
gehörige und vorläufig entlassene Gefangene 
ebenfalls in einem Todesfasten gegen Isolati- 
on befanden. Bei dieser Operation wurden 
sechs Menschen ermordet. In Spanien wurde 
die baskische Gefangenenhilfsorganisation 
Gestoras pro-Amnistia, die seit 20 Jahren den 
Schutz der baskischen politischen Gefange- 
nen organisiert, verboten und 12 ihrer Mit- 
glieder verhaftet. Das sind nur ein paar Bei- 
spiele dafür, wie im Fahrwasser des „Krieges 
gegen den Terrorismus“ politische Gefangene 
und die Solidarität mit ihnen angegriffen wer- 
den. 

Aber auch schon vor dem 11. September hat 
das letzte Jahr deutlich gemacht, dass die Pro- 
teste und Demonstrationen gegen die globale 
Ausbeutung und Unterdrückung zunehmend 
mit Ausreiseverboten, brutalen Polizeieinsät- 
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zen, Massenfestnahmen und hohen Haftstra- 
fen konfrontiert sind. Militante Demonstran- 
tinnen und Demonstranten werden als „linke 
Hooligans“ und „Verbrecher“ denunziert. Das 
zielt auf Abschreckung aller, die gegen die ka- 
pitalistische Zurichtung der Welt auf die 
Straße gehen. Ihr Widerstand soll entpoliti- 
siert und kriminalisiert werden. Trauriger 
Höhepunkt dieser Repression in Europa war 
im letzten Jahr die Ermordung von Carlo Gi- 
uliani in Genua durch italienische Polizisten. 


Wessen Welt ist die Welt? 


G8, IWF oder Deutsche Bank sind genauso wie 
NATO, Bundeswehr oder US-Army direkt ver- 
antwortlich für eine Politik, die in ihrer Kon- 
sequenz immer mehr Menschen eine kata- 
strophale Lebensperspektive aufzwingt. Die 
Mehrheit der Menschen steht im Abseits und 
ist unter Umständen zum Abschuß freigege- 
ben. Das ist weder Schicksal noch naturbe- 
dingt. Niemand müsste heute noch verhun- 
gern, an heilbaren Krankheiten sterben, auf 
der Straße leben, im Müll hausen: Die Mensch- 
heit könnte in dieser Welt sehr viel bewegen; 
sie besser und gerechter machen. Und das ist 
keine banale, abgeschmackte Utopie. Die Res- 
sourcen, die technischen Möglichkeiten, die 
sozialen Erfahrungen und das historische Wis- 
sen sind sehr wohl dafür vorhanden. 

Genau in diesem zentralen Widerspruch be- 
wegen sich international alle Auseinanderset- 
zungen. Es geht um die Frage der Verfü- 
gungsgewalt über das eigene wie das gesell- 
schaftliche Leben. Von Genua bis Gaza, von 
Türkei/Kurdistan bis Buenos Aires: Dass sich 
immer wieder Menschen gegen die herr- 
schenden Verhältnisse in Bewegung setzen, so 
unterschiedlich und widersprüchlich sich das 
auch ausdrückt, ist vor allem, weil sie es nicht 
mehr aushalten. Den Zwang dieser Verhält- 
nisse, rassistische Diskriminierungen und so- 
ziale Ausgrenzung, die Verlogenheit und Dop- 
pelmoral der offiziellen Politik wie auch im 
gesellschaftlichen Leben. Und es sind oft sehr 
unmittelbare Bedürfnisse, die das Feuer der 
Rebellion und des Widerstands entfachen. Be- 
dürfnisse nach Gerechtigkeit und Selbstbe- 
stimmung; die eigene Würde zu erobern ge- 
gen unmenschliche gesellschaftliche Verhält- 
nisse. Keine noch so gut formulierte Rhetorik 
von Liberalisierung und Privatisierung kann 
das zudecken. Und der auf Neuordnung der 
Verhältnisse und Kaltstellen jeder fundamen- 
talen Opposition zielende globale Kriegszu- 
stand wird die Stimme der Unterdrückten nicht 
zum Schweigen bringen. 


Gegen das Vergessen! 


Trotz unterschiedlicher Realitäten in der Welt, 
die objektive Entwicklung macht es heute 
mehr denn je möglich, die Revolten und Wi- 
derstände zu vernetzen und die Solidarität mit 
den politischen Gefangenen international zu 
stärken. Dabei gilt auch: Die Erfahrungen ge- 
sellschaftlicher Kämpfe der Vergangenheit 
sind nicht tot. Wo immer Menschen das Le- 
ben wagen, lebt auch die Erinnerung an sie. 
Gestern, Heute, Morgen. 

So ist das Datum des bundesweiten Akti- 


onstages nicht willkürlich gewählt. Der 18. 
März steht für die Barrikadenkämpfe der auf- 
ständigen Massen in Berlin 1848 gegen den 
Feudalismus und die preußische Armee. Er 
steht weiterhin für den Beginn der Pariser 
Kommune 1871, der ersten Räterepublik der 
Welt, und er war schon in den zwanziger Jah- 
ren des letzten Jahrhunderts ein Aktionstag 
der internationalen Roten Hilfe für die Soli- 
darität mit den politischen Gefangenen. 

Bewusst an diese Traditionen der europäi- 
schen Klassenkämpfe anknüpfend, rufen Li- 
bertad! und Rote Hilfe zum siebten bundes- 
weiten Aktionstag auf. Schutz und Solidarität 
für politische Gefangene und von staatlicher 
Repression Betroffene wird es nur dort geben, 
wo sie selbst organisiert und erkämpft wer- 
den. Dafür steht der 18. März: Diejenigen nicht 
zu vergessen, die aus den weltweiten Wider- 
standsprozessen gerissen wurden. Auch dann 
nicht, wenn wir sie nicht persönlich kennen. 
Es ist ein politisches Verhältnis. Wofür in Kur- 
distan, Argentinien oder in den USA gekämpft 
wird, sollte auch hier gekämpft werden. Und 
was dort verloren wird, wird in letzter Konse- 
quenz auch hier verloren. 

Vergessen wir nicht, dass es auch in deut- 
schen Gefängnissen nach wie vor eine ganze 
Reihe von politischen Gefangenen gibt. Bei- 
spielsweise aus RAF und anderen militanten 
Gruppen, ehemalige DDR-Funktionäre, türki- 
sche und kurdische Aktivistinnen und Aktivi- 
sten, Totalverweigerer, Flüchtlinge in Ab- 
schiebehaft. Ihnen allen gehört unsere Soli- 
darität. 

Beteiligt euch mit eigenen Aktivitäten am die- 
sjährigen 18. März! 

Macht mit bei den verschiedenen Veranstal- 
tungen und Aktionen vor Ort! 

Organisiert an und um diesen Tag herum Öf- 
fentlichkeits- und Protestaktionen in Solida- 
rität mit den politischen Gefangenen. 

Gegen staatliche Unterdrückung, die neuen 
Sicherheitsgesetze und Abschiebungen! 
Frankfurt und Göttingen, den 01.02.2002 


SIR: 


Gegen den Abbau 
von Grundrechten 


Solidarität mit den KritikerInnen der 
Münchner Sicherheitskonferenz 


Der Bundeskongress entwicklungspoliti- 
scher Aktionsgruppen (BUKO), ein bundes- 
weiter Zusammenschluss von 160 Dritte Welt 
und Solidaritäts-Gruppen, kritisiert die Kri- 
minalisierung und Unterdrückung der Pro- 
teste gegen die sogenannte Münchner Si- 
cherheitskonferenz und fordert die sofortige 
Freilassung aller DemonstrantInnen. 

Das repressive Vorgehen gegen die Kriti- 
kerInnen der Militärkonferenz reicht vom 
Verbot von Informationsveranstaltungen 
und sämtlichen Demonstrationen an diesem 
Wochenende, über die Festnahme und „In- 
Gewahrsamnahme“ mehrerer hundert De- 
monstrantInnen“ und von zwei Sprechern 
des „Bündnisses gegen die Militärkonferenz“ 
bis hin zum massiven Einsatz von Schleier- 
fahndung und verdachtsunabhängigen Po- 
lizeikontrollen. KriegsgegnerInnen aus Ber- 
lin und Freiburg, die an der nicht verbote- 
nen Saalveranstaltung des Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes in München teilnehmen 
wollten, wurden an den Münchner Stadt- 
grenzen zurückgewiesen und mit der wahr- 
heitswidrigen Begründung, die Gewerk- 
schaftsveranstaltung sei verboten, mit einem 
„Platzverbot“ für ganz München belegt. Glo- 
balisierungsgegnerInnen aus der Schweiz 
und aus Österreich wurden an den Grenzen 
der BRD rechtswidrig zurückgewiesen. 

Mit diesem Vorgehen werden die Grund- 
rechte auf Meinungs- und Versammlungs- 
freiheit außer Kraft gesetzt. Die Begründung 
des Verbots, der Aufruf mit der die Über- 
schrift „Von Genua nach München“ sei ein 
Aufruf zur Gewalt, ist absurd. Die Gewalt in 
Genua ging in erster Linie vom Staat und 
nicht von den Demonstrantinnen aus. Letz- 
tere waren es, die einen Toten sowie zahlrei- 
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94-Jähriger protestiert gegen Polizeiein- 
satz. Bilder: Arbeiterfotografie 


che Verletzte und Misshandelte zu beklagen 
hatten. 

Der Devise der Münchner SPD und der 
bayerische CSU zufolge kann gegen alles de- 
monstriert und über alles diskutiert werden, 
solange nicht Militarismus, neoliberale Glo- 
balisierung und staatliche Repressionsmaß- 
nahmen kritisiert werden. 

Der BUKO wendet sich gegen das in dem 
Verbot zum Ausdruck kommende Freund- 
Feind-Denken, das nach den terroristischen 
Anschlägen vom 11.9. zur Leitlinie der west- 
lichen Staaten geworden ist. Wer gegen die- 
se Politik protestiert, wird systematisch in die 
„Terroristenecke“ abgeschoben. 

Dazu passt auch die Meldung des Bayeri- 
schen Rundfunks, dass Ministerpräsident 
Stoiber Einsätze der Bundeswehr auch im In- 
nern der BRD gefordert hat. 

Die Münchner Militärkonferenz muss im 
Zusammenhang mit dem Weltwirtschaftsfo- 
rum, das zur selben Zeit in New York tagt, 
gesehen werden. Auf beiden Konferenzen 
geht es um Strategien zur politischen, öko- 
nomischen und militärischen Durchsetzung 
und Absicherung der Interessen der „westli- 
chen Staatenwelt”. 

Diese Politik hat katastrophale Folgen für 
die Mehrheit der Menschen in der sog. Drit- 
ten Welt, wie erst zuletzt wieder die Ent- 
wicklungen in Argentinien gezeigt haben. 
Sie hat außerdem zur Folge, dass sich die 
Schere zwischen Reichen und Armen im in- 
ternationalen und nationalen Rahmen im- 
mer weiter öffnet. 

Die NATO ist kein Verteidigungsbündnis, 
sondern hat die Aufgabe, die ökonomischen 
und politischen Interessen der NATO-Staa- 
ten ihrer Mitglieder militärisch abzusichern. 
Mit der neuen NATO-Doktrin hat sie sich 


1999 selbst dazu ermächtigt, in der ganzen 


Welt militärisch zu intervenieren, sofern ih- 
re Interessen als bedroht angesehen werden. 
Die nächsten Militäraktionen werden jetzt 
schon vorbereitet, wie die Drohungen der us- 
amerikanischen Vertreter Wolfowitz und 
McCain gegen den Irak auf der Militärkon- 
ferenz zeigen. 

Auch die Bundeswehr kann nach den der- 
zeit geltenden verteidigungspolitischen 
Richtlinien überall in der Welt zur Verteidi- 
gung von Rohstoffinteressen eingesetzt wer- 
den. 

Wir werden es uns auch in Zukunft nicht 
nehmen lassen, gegen die katastrophalen 
Folgen einer neoliberalen Globalisierung 
und die Militarisierung der Außenpolitik 
Stellung zu beziehen. Die Verteidigung von 
sozialen und Freiheitsrechten ist nicht terro- 
ristisch. Wer - wie die TeilnehmerInnen des 
Weltsozialforums in Porto Alegre, die De- 
monstrantInnen gegen das Weltwirtschafts- 
forum in New York und die Kritikerlnnen der 
Militärtagung in München - aus emanzipa- 
torischen Motiven gegen die neoliberale Glo- 
balisierung und ihre militärische Absiche- 
rung protestiert, genießt unsere volle Soli- 
darität. 

Presseerklärung des BUKO, Hamburg, Alex- 
ander Schudy (BUKO Geschäftsstelle) 


en AR 
a Die 9. aktualisierte Auflage der Dokumentation 


s» Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und 


ihre tödlichen Folgen - 


Nach dem regierungsinitiierten „Aufstand 
der Anständigen“ vom Sommer 2000 wur- 
den die politisch Verantwortlichen jetzt 
„konkreter“ und starteten mit dem Entwurf 
des sogenannten Zuwanderungsgesetzes 
und mit dem bereits in Kraft getretenen „Ter- 
rorismusbekämpfungsgesetz“ einen weite- 
ren Angriff auf Menschenrechte und die 
Menschenwürde von MigrantInnen und 
Flüchtlingen. Mit diesen Mammutwerken 
geraten Flüchtlinge und MigrantInnen per 
Gesetz unter Generalverdacht. 
Das ist staatlicher Rassismus, 
der auch den gesellschaftli- 
chen Rassismus weiter salon- 
fähig macht und legitimiert. 
Auch das erklärte Ziel, arme 
und verfolgte Menschen ab- > 
zuwehren und ausschließlich . = 
für die Wirtschaft nutzbare 
SpezialistInnen in diesem 
Lande zu akzeptieren, findet in 
den Gesetzestexten seine Ent- 
sprechung. a 
Ein Netz von represiven 
Gesetzen, eine Armee von >> 
Schreibtischtätern und ein 
Heer von Polizei- und Bun- 
desgrenzschutz-Beamten ste- © 07o 


1993 bis 2001 


in der Arbeit größtenteils Geschehnisse do- 
kumentiert sind, bei denen Flüchtlinge und 
Menschen ohne Papiere körperlich zu Scha- 
den kommen, zeigt sie nur einen kleinen 
Ausschnitt der Wirklichkeit der menschen- 
verachtenden Flüchtlingspolitik der Bun- 
desrepublik Deutschland. 


Die Dokumentation umfasst den Zeit- 
raum vom 1.1.1993 bis 31.12.2001: 


130 Flüchtlinge starben auf dem Wege in 


hen den einzelnen Flüchtlin- : 2.2... 


gen gegenüber. Die gnadenlo- 

se Überwachungs-. und Vertreibungspolitik 
wird verschärft fortgesetzt. Außer in Ab- 
schiebegefängnissen soll in Zukunft in so- 
genannten Ausreisezentren mit Psycho-Ter- 
ror und polizeilicher Gewalt die staatliche 
Ausweisung forciert werden. Das Verbot, 
den zugewiesenen Landkreis zu verlassen 
(Residenzpflicht), das bisher für Asylbewer- 
berInnen galt, wird nicht abgeschafft, son- 
dern aufeine weitere Flüchtlingsgruppe aus- 
gedehnt (auf den Personenkreis, der bisher 
eine Duldung hatte). Das ohnehin brutale 
Flughafenverfahren wird auch weiterhin für 
Kinder und unbegleitete jugendliche Flücht- 
linge gelten. 

Der Zugriffsbereich des BGS, der sich bis- 
her auf einen ca. 30 km Landstreifen an den 
Landesgrenzen, auf Flughäfen, Bahnhöfen 
und in Zügen erstreckte, wird im Küstenbe- 
reich auf 30 bis 60 km ausgedehnt werden. 
Die nördlichen Bundesländer werden mit er- 
weiterter BGS-Präsenz rechnen müssen. Ein 
Grenzübertritt in die BRD bleibt für Flücht- 
linge weiterhin lebensgefährlich und dieje- 
nigen, die durchkommen, werden mit High- 
Tech gesucht, oft aufgespürt und von Hun- 
den gehetzt, gebissen und gestellt. 

Ein Ziel der vorliegenden Dokumentation 
ist es, anhand von vielen konkreten Einzel- 
beispielen, den staatlichen und gesellschaft- 
lichen Rassismus erfahrbar zu machen. Da 
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die Bundesrepublik Deutschland oder 
an den Grenzen, davon allein 100 an 
den deutschen Ost-Grenzen, 

343 Flüchtlinge erlitten beim Grenzübertritt 
Verletzungen, davon 209 an den deut- 
schen Ost-Grenzen, 

99 Flüchtlinge töteten sich angesichts ih- 
rer drohenden Abschiebung oder star- 
ben bei dem Versuch, vor der Abschie- 
bung zu fliehen; davon 45 Menschen 
in Abschiebehaft, 

338 Flüchtlinge haben sich aus Angst vor 
der Abschiebung oder aus Protest ge- 
gen die drohende Abschiebung (Risiko- 
Hungerstreiks) selbst verletzt oder ver- 
suchten, sich umzubringen; davon be- 
fanden sich 227 Menschen in Abschie- 
behaft, 

5 Flüchtlinge starben während der Ab- 
schiebung und 171 Flüchtlinge wurden 
durch Zwangsmaßnahmen oder 
Mißhandlungen während der Abschie- 
bung verletzt, 

16 Flüchtlinge kamen nach der Abschie- 

bung in ihrem Herkunftsland zu Tode 

und mindestens 

Flüchtlinge wurden im Herkunftsland 

von Polizei oder Militär misshandelt 

und gefoltert, 

46 Flüchtlinge verschwanden nach der 
Abschiebung spurlos, 


32 


a 


11 Flüchtlinge starben bei abschiebeunab- 
hängigen Polizeimaßnahmen; 

230 wurden durch Polizei oder Bewa- 
chungspersonal verletzt, 

58 Menschen starben bei Bränden in Flücht- 
lingsunterkünften, 511 Flüchtlinge 
wurden z.T. erheblich verletzt, 

11 Menschen starben durch rassistische 
Angriffe auf der Straße. 


Ein Fazit: 


Durch staatliche Maßnahmen der BRD ka- 
men mehr Flüchtlinge ums Leben (261 
Flüchtlinge) als durch rassistische Übergrif- 
fe (69 Flüchtlinge). 


Die Dokumentation ist bei uns auf Papier (DIN A4 
- 216 Seiten, Ringbindung) und demnächst auf CD- 
Rom erhältlich zum Preis von 9,00 EUR (bei Ver- 
sand: plus 1,60 EUR für Porto & Ver-packung); 
im Netz ab Februar unter der Adresse: 
http://www.berlinet.de/ari 

Interessierte können einzelne Themen auf Papier 
oder als Datei bei uns anzufordern (z.B. Tote und 
Verletzte an den Grenzen, Selbsttötungen, Mis- 
shandlungen auf Flughäfen, kurdische Flüchtlinge 
u.a.m.). 

ANTIRASSISTISCHE INITIATIVE E.V. 
ANTIRASSISTISCHES TELEFON 

ZAG REDAKTION 

Yorckstr.59 , 10965 Berlin 

Fon 030 - 785 72 81 - Fax 030 - 786 99 84 
ari@ipn.de 

http://www.berlinet.de/ari 


Modellprojekt 
„Ausreisezentrum 
jetzt auch in 
Sachsen-Anhalt? 


Innenminister Püchel schlägt 
zu Beginn des Wahlkampfes 
eine härtere Gangart ein 


Der Innenminister von Sachsen-Anhalt, 
Manfred Püchel (SPD), will mittels eines 
„Modellprojekts“ die Abschiebung abge- 
lehnter Asylbewerber künftig erheblich be- 
schleunigen. Personen, die wegen fehlender 
Ausweispapiere nicht ausreisen können, aber 
nicht bei der Beschaffung von Ersatzdoku- 
menten mitwirken, sollen danach zwangs- 
weise in zentrale Ausreisezentren umverteilt 
werden. 

In Sachsen-Anhalt ist zunächst die Unter- 
bringung von bis zu 100 Betroffenen in der 
Zentralen Anlaufstelle für Asylbewerber 
(ZASt) in Halberstadt geplant. Dadurch kön- 
ne die Ausreisepflicht dieser Personen „mit 
Nachdruck betrieben werden“, so der Innen- 
minister. 

Nachdruck bedeutet in diesem Falle die 
zeitlich faktisch unbegrenzte Kasernierung 
von Menschen bis zu ihrer Abschiebung bzw. 
Ausreise. Durch regelmäßige Befragungen 


und die konsequente Anwendung der Sank- 
tionen des Asylbewerberleistungsgesetzes 
(Versorgung nach Sachleistungsprinzip: 
Großküchenessen, Kleiderkammer, auf aku- 
te Erkrankungen reduzierte medizinische 
Notversorgung, Kürzung bis hin zur Strei- 
chung des Taschengeldes usw.) soll perma- 
nenter Druck auf die Betroffenen ausgeübt 
werden. Dabei handelt es sich im Prinzip um 
eine perfide Art von Beugehaft mit Frei- 
gangsmöglichkeit. Eine Verfestigung des 
Aufenthalts soil vermieden werden - um je- 
den Preis. 

Derartige Ausreisezentren existieren be- 
reits in Rheinland-Pfalz und Niedersachsen. 
Hier zeigte sich, dass viele der dort zwangs- 
weise untergebrachten Menschen aus Ver- 
zweiflung und Hoffnungslosigkeit in die Il- 
legalität abtauchten - ein Leben in Recht- 
und Mittellosigkeit und ständiger Angst. 

Innenminister Püchel aber erledige nur sei- 
ne Pflicht, indem er versuche, geltendes 
Recht in die Praxis umzusetzen, so die Mit- 
teldeutsche Zeitung. Vorauseilender „Gehor- 
sam“ - denn zentrale Ausreiseeinrichtungen 
sind auch im derzeit auf Bundesebene dis- 
kutierten und von Nichtregierungs- und 
Menschenrechtsorganisationen scharf kriti- 
sierten Zuwanderungsgesetz vorgesehen. 

Der geplante Start eines solchen Projektes 
ausgerechnet zu Beginn des Landtagswahl- 
kampfes in Sachsen-Anhalt lässt vermuten, 
dass somit versucht wird, in der Wählergunst 
zu steigen. Vor dem Hintergrund des Antritts 
der Partei Rechtsstaatliche Offensive scheint 
es so, als wolle man mit der Besetzung sol- 
cher Themen populistischem Stimmenfang 
zuvorkommen. Das Innenministerium 
spricht von „Verweigerern“, die ihre Rück- 
führung oft über Jahre hinweg verzögerten, 
indem sie Identität und Staatsangehörigkeit 
„verschleiern“. Mittels solcher einseitigen 
und undifferenzierten Äußerungen werden 
Flüchtlinge denunziert und kriminalisiert 
und wird der latenten Fremdenfeindlichkeit 
innerhalb von Teilen der Bevölkerung Vor- 
schub geleistet. So war auch CDU-Landes- 
und Fraktionsvorsitzender Wolfgang Böh- 
mer sofort bemüht klarzustellen, dass seine 
Partei derlei Vorschläge schon seit Jahren 
einbringt. Die Mitteldeutsche Zeitung pro- 
phezeit schon einen Aufstand besorgter Bür- 
ger in Halberstadt, wenn künftig auch noch 
„Problemfälle“ am Stadtrand einquartiert 
werden sollen. 

Niemand hinterfragt die Gründe, warum 
einige Flüchtlinge nach ihrer Ankunft ihre 
Pässe wegwerfen, ihre Herkunft nicht preis- 
geben oder nicht bei der jeweiligen Botschaft 
vorstellig werden. Aus der Perspektive Asy- 
lsuchender kann dies auch ein verzweifelter 
Versuch sein, trotz faktischer Abschaffung 
des Asylrechts 1993 und der fortwährenden 
Verschärfung und restriktiven Auslegung der 
Ausländer- und Asylgesetze, in Deutschland 
Schutz zu finden. Oftmals werden auch erst 
im Zuge der behördlichen Vorführung und 
Passbeschaffung die Behörden in den Her- 
kunftsländern aufmerksam. 

Perfide muten in diesem Zusammenhang 


die bis dato offiziell propagierten Eckpunk- 
te der Sachsen-Anhaltinischen Innenpolitik 
an: „Die an humanitären Grundsätzen aus- 
gerichtete Ausländerpolitik der Landesregie- 
rung wird fortgesetzt. Ziel ist es, allen Aus- 
ländern ein Leben frei von Angst und frei 
von staatlicher oder gesellschaftlicher Dis- 
kriminierung in Sachsen-Anhalt zu gewähr- 
leisten. Dabei werden die wenigen Ermes- 
sensspielräume des Ausländerrechts soweit 
wie rechtlich möglich zugunsten der Betrof- 
fenen genutzt. Auch auf Bundesebene wird 
sich die Landesregierung weiterhin für die 
berechtigten Interessen der Ausländer ein- 
setzen.“ (nachzulesen unter: http://www. 
mi.sachsen-anhalt.de/spunkt/index.htm) 

Letztendlich verdeutlicht die Verkündi- 
gung der Einführung eines Ausreisezentrums 
ein weiteres Mal eine verlogene Politik, je 
nach Interessenlage. 
Karawane-UnterstützerInnengruppe Halle, 
PH, 6.1. 


Skandal in rheinland-pfälzischer Ab- 
schiebungsbehörde: 


„Penisschau” zum Zwecke 
der Bestimmung der Staatsan- 
gehörigkeit? 


PRO ASYL kritisiert die menschenunwürdi- 
ge Behandlung eines Ausreisepflichtigen 
und fordert disziplinarrechtliche Konse- 
quenzen Muss ein Mensch mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit im Rahmen einer Vor- 
führung vor ausländischem Konsulatsperso- 
nal seinen Penis einem deutschen Behör- 
denmitarbeiter auf dem Behördenklo vor- 
führen? Oder sieht sich der Behördenmitar- 
beiter veranlasst, den Penis des Ausreise- 
pflichtigen im Rahmen eines „freiwilligen 
Beweisangebotes“ anzuschauen? Die Fra- 
gestellungen scheinen absurd. 

Ungläubig reagierte zunächst auch der 
Wiesbadener Ausländerrechtsanwalt Eber- 
hard Kunz, als er von einem Mandanten in- 
formiert wurde, wie man ihm in der „Clea- 
ringstelle Rheinland-Pfalz für Passbeschaf- 
fung und Flugabschiebung“ in Trier mitge- 
spielt habe. Man habe ihm aufgegeben, un- 
tersuchen zu lassen, ob sein Penis beschnit- 
ten sei oder nicht. Die Behördenantwort auf 
Rechtsanwalt Kunz’ Anfrage bei der Clea- 
ringstelle, wer die Untersuchung veranlasst 
habe, und weitere Aussagen des Betroffenen 
legen die Frage nahe, ob die menschenun- 
würdige Behandlung Ausreisepflichtiger 
zum selbstverständlichen Repertoire der 
Behörde gehört. (...) 

Rechtsanwalt Kunz hat Dienstaufsichtsbe- 
schwerde gegen den verantwortlichen Mit- 
arbeiter der Clearing-Stelle gestellt. Er halte 
eine „Penisschau“ unter allen Umständen für 
menschenunwürdig. 

PRO ASYL fordert darüber hinaus soforti- 
ge disziplinarrechtliche Konsequenzen, auch 
gegen den Vorgesetzten, Herrn Martini-Em- 
den. (Quelle: PE Pro Asyl, 4.2., gekürzt) 


Lufthansa verliert Prozess 
gegen Abschiebegegner 


Verfügung aufgehoben - Lufttransa 
Deportation Class-Bus geht demnächst 
auf Städtetour 


Mit Urteilsverkündung vom 1. Februar 2002 
hat das Landgericht Frankfurt alle Teile einer 
Verfügung aufgehoben, mit der Lufthansa im 
November 2001 die Nutzung eines Kleinbus- 
ses mit der Aufschrift „Lufttransa Deportati- 
on Class“ im öffentlichen Raum hat untersa- 
gen lassen. 

Silke Wagner, Künstlerin aus Frankfurt, so- 
wie Hagen Kopp, Aktivist der „deportation 
class stop!“-Kampagne kündigten unmittel- 
bar nach dem Urteil an, dass der Bus wieder 
zum Einsatz komme. „Wir planen nun eine 
Städtetour mit unserem Bus. Lufthansa stellt 
nach wie vor ihre Flugzeuge für Abschie- 
bungen zur Verfügung, und ihr Vorstand soll 
merken, dass sich unser Protest gegen diese 
deportation-class eher ausweitet, wenn sie 
uns mit Verboten und Prozessen überziehen“ 

Im mündlichen Verfahren am 25.1.02 hat- 
ten Lufthansa-Anwälte verzweifelt geltend 
zu machen versucht, dass der englischspra- 
chige Begriff „deportation“ eine Assoziation 
mit der Deportationspolitik in der NS-Zeit be- 
absichtige und deshalb, vor allem bei einer 
Benutzung im öffentlichen Raum, als beson- 
ders rufschädigend einzuschätzen und zu un- 
tersagen sei. Auf Nachfrage mussten sie al- 
lerdings einräumen, dass Lufthansa bei Ab- 
schiebungen als Bezeichnung für die Betrof- 
fenen selbst den Begriff des „deportee“ ver- 
wende. Insofern und auch weil es sich 
schließlich um eine internationale Kampagne 
mit durchgehend englischsprachigen Begrif- 
fen handelt, war schon in der Verhandlung 
absehbar, dass das Gericht der Lufthansa-Ar- 
gumentation nicht folgen würde. 

„Ich konnte mir nicht vorstellen, dass die 
künstlerische Freiheit dermaßen einge- 
schränkt werden kann,“ kommentiert Silke 
Wagner das Urteil. Die Verfügung gegen sie 
war vollständig aufgehoben worden, und sie 
wird den Bus und die damit durchgeführten 
politisch künstlerischen Performances in den 
nächsten Monaten weiter in Kunstausstel- 
lungen präsentieren. 

Gegen Hagen Kopp hatte das Landgericht 
die Verbotsverfügung zur Nutzung des Busses 
im öffentlichen Raum ebenfalls aufgehoben, 
aber einen zweiten Teil der Verfügung auf- 
rechterhalten. Bezugnehmend auf einen Ein- 
fahrtsversuch in das Lufthansa-Betriebs- 
gelände bleibt es untersagt, ohne Sonderer- 
laubnis mit dem Bus auf Lufthansa-Gelände 
zu fahren. „Das allerdings,“ so Kopp, „ist oh- 
nehin nicht beabsichtigt. Aber Lufthansa wird 
sich in Zukunft vermehrt mit der Anwesen- 
heit des ‚Abschiebebusses’ vor ihren Toren und 
Veranstaltungen konfrontiert sehen.“ 

Hagen Kopp, Pressemitteilung, 1.2.2002 
deportation.class stop! hitp://www.deporta- 
fion-alliance.com ® „kein mensch ist illegal“, 
Tel. 0172-6699454 


Ein Brief von Thomas Meyer-Falk 


Neuigkeiten in Sachen 
Rasterfahndung 


Im November 2001 berichtete ich an anderer 
Stelle über die Rasterfahndung in Deutsch- 
land, welche nach dem 11.9.2001 begonnen 
wurde. Da ich selbst unter die „Selektions- 
kriterien“ der Rasterfahndung fiel, be- 
schwerte ich mich dagegen. Das Landgericht 
Düsseldorf lehnte die Beschwerde ab (Az 25 
T 874/01 v.30.10.01), da die von Bundes- 
kanzler Schröder versprochene uneinge- 
schränkte Solidarität eine Gefahrenprognose 
dergestalt rechtfertige, dass nun Anschläge 
in der BRD zu befürchten seien, was die Ra- 
sterfahndung zulässig mache. 

Als Gefangener (ich sitze in Haft) musste 
ich nun erst einen willigen Anwalt suchen, 
der bereit ist, für mich die Sache zum Ober- 
landesgericht hin zu verfolgen. Nunmehr hat 
mein Verteidiger mit Schriftsatz vom 22.1.02 
folgende Beschwerde erhoben (Abschrift): 


AZ: 102190025 Z/R 

Landgericht, Zivilkammern, Neubrückstr. 3 
40213 Düsseldorf” -25 T 874/01 (...) 
(Beschwerde) 

Es wird insoweit beantragt, die angefochte- 
nen Beschlüsse aufzuheben und festzustel- 
len, dass die Rasterfahndung insoweit, als 
mein Mandant aufgrund der Selektionskrite- 
rien hiervon betroffen wurde, rechtswidrig 
gewesen ist. 

Zur Begründung 

derselben weise ich darauf hin, dass, nach 
Ansichten des Beschwerdeführers, also ent- 
gegen der Auffassung des Amts- und Land- 
gerichts, die Voraussetzungen für eine An- 
ordnung der Rasterfahndung nicht gegeben 
gewesen sind. 

Mein Mandant betont, dass namhafte Kri- 
minologen, jedoch auch Politiker der Regie- 
rungs- und Oppositionsfraktionen in den 
Bundesländern wie auch beim Bund selbst ei- 
nerseits feststellen, dass die Rasterfahndung 
ein ungeeignetes Mittel darstellen würde und 
andererseits zu keinem Zeitpunkt eine reale 
Gefährdung für die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes bestanden hat. 

Durch den Eingriff in das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht des Herrn Thomas 
Meyer-Falk wurde nicht dem Gemeinwohl 
gedient, was aber notwendig gewesen wäre, 
um den Eingriff im Sinne des Gebots der Ver- 
hältnismäßigkeit zulässig zu machen. Viel- 
mehr, so mein Mandant, seien sachfremde 
Zwecke verfolgt worden, namentlich die - 
rechtswidrige - Ausforschung Tausender un- 
schuldiger Menschen als Vorstufe zu einem 
totalen Überwachungsstaat. 

Die Rasterfahndung ist auch, so mein Man- 
dant weiter, weder geeignet noch erforder- 
lich gewesen, geschweige denn zumutbar ge- 
wesen. 

Soweit das Landgericht ausführt, die Bun- 
desregierung habe „die uneingeschränkte 
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Solidarität ... mit dem Vorgehen der Verei- 
nigten Staaten wiederholt bekundet“ und 
hieraus lasse sich eine irgendwie geartete Ver- 
pflichtung oder Gefahr von Vergeltungs- 
schlägen ableiten, weist mein Mandant die- 
se Argumentation als abseitig zurück und 
hält dem vielmehr den Rechtsgedanken der 
Verwirkung entgegen. Denn nach der vom 
Landgericht vorgetragenen Argumentation 
hat die BRD eine - vom Polizeipräsidenten 
behauptete - Gefährdungslage selbst ge- 
schaffen. 

Es ist jedoch unstatthaft, dass der Bund erst 
willkürlich eine solche Lage provoziert, um 
hernach massiv in die Grundrechte seiner 
Bürgerinnen und Bürger eingreifen zu kön- 
nen, sowie sich auch niemand auf das Prin- 
zip von Notwehr berufen darf, der die Not- 
wehrlage selbst geschaffen hat. 

Herr Thomas Meyer-Falk möchte weiterhin 
darauf verweisen, dass das seiner Ansicht 
nach singuläre Ereignis vom 11.9.2001, wel- 
ches in New York und Washington D.C. in 
den USA stattfand, kein statthaftes Indiz für 
eine Gefährdungslage in der BRD sein kön- 
ne, zumal mittlerweile Belege dafür existie- 
ren, dass die - angeblichen - Attentäter den 
Geheimdiensten längst bekannt gewesen wa- 
ren, sich also nach Auffassung meines Man- 
danten berechtigterweise die Frage stellen 
lässt, ob nicht einschlägige westliche, insbe- 
sondere US-amerikanische Geheimdienst- 
kreise von den Angriffen auf das World Tra- 
de Center und das Pentagon zuvor informiert 
gewesen sind. 

Nach der hier von meinen Mandanten 
geäußerten Ansicht handelt es sich deshalb 
bei der Rasterfahndung um eine politisch mo- 
tivierte und provozierte Handlung, welche 
gegen seine aus Art. 1 Abs. 1 GG abzulei- 
tende Menschenwürde verstößt. 

Denn solange u.a. auch die BRD, so der Be- 
schwerdeführer weiter, an zentraler Stelle die 
imperialistischen Hegemonialpolitik der USA 
mit all ihren Folgen (über 9 Mill. Hungerto- 
ten im Jahr, weltweit provozierte Bürger- 
kriege, Unterdrückung von Menschen, Fol- 
ter, Mord) unterstützt (vgl. z.B. NATO-Angriff 
auf den Kosovo 1999) und finanziert, hat die- 
se keinerlei Anspruch, im Innern gegen ihre 
Bürger durch Mittel wie das der Rasterfahn- 


dung vorzugehen. 

D.h. dass man im Endergebnis seiner wei- 
teren Beschwerde voll umfänglich stattzuge- 
ben hat. 

Rechtsanwalt (Abschrift zu Ende) 


Der Anwalt hat dabei meine Argumentation 
übernommen, und es bleibt abzuwarten, wie 
das Oberlandesgericht entscheiden wird. In 
Berlin haben vor dem Landgericht vor weni- 
gen Tagen drei Studenten einen Sieg errun- 
gen, die dort durchgeführte Rasterfahndung 
wurde als illegal eingestuft. 

Gegen den UÜberwachungsstaat! 

Gegen die Rasterfahndung! 

Für Selbstbestimmung & Privatsphäre! 
Thomas Meyer-Falk, c/o JVA, Schönbornstr. 
32, 76646 Bruchsal, Germany 


PS: Nach dem Berliner hat auch das Wies- 
badener Landgericht die Rasterfahndung für 
unzulässig erklärt. Das OLG Düsseldorf da- 
gegen sah nur die Ausweitung der Raster- 
Jahndung auf Menschen deutscher Staatsan- 
gehörigkeit als unzulässig an. An mehreren 
anderen Orten, so Hamburg, klagen auslän- 
dische Studierende ebenfalls. Red. 


Bern 


Sans Papier aus dem 
Gefängnis befreit 


Am (29.1.) ist aus dem Berner Amtshaus- 
Sicherheitsgefängnis an der Amtshausgas- 
se ein Sans-Papier befreit worden. Er war 
am Nachmittag beim Besuch der Grossrats- 
Debatte verhaftet worden. Um 21.30 Uhr 
versammelten sich rund 300 Sympathisie- 
rende vor dem Amtshaus, in das Sherif A. 
nach seiner Verhaftung gebracht wurde. In 
einer gewaltfreien, direkten Aktion wurde 
er kollektiv befreit. Die Scheibe aus Sicher- 
heitsglas wurde entfernt und die Stäbe sei- 
ner Zelle durchgesägt. Die Gruppe, die 
handwerklich tätig war, nennt sich „Men- 
schenrechte - jetzt sofort“. Die Aktion wur- 
de von einem Live-Konzert begleitet. 

Die Befreiung bewahrt den verfolgten 
Kurden vor seiner Ausschaffung durch die 
Schweizer Fremdenpolizei. Sherif A. hätte 
am Mittwoch nach Sissach (BL) verlegt wer- 
den sollen. Von dort hätte seine Ausschaf- 
fung erfolgen sollen. 

Kein Mensch ist illegal! Solidarität mit den 
Sans Papiers 


Als Hintergrund das Flugblatt, das vor sei- 
ner Befreiung verteilt wurde: 

.. Im Grossrat des Kantons Bern wurden 
heute Interpellationen von Liliane Gujer 
(Grünes Bündnis) behandelt. Aus diesem 
Anlass wollten zwei Sans-Papiers sowie 
zwei Personen des UnterstützerInnenkol- 
lektivs die Debatte verfolgen. Bei der Ein- 
gangskontrolle zeigte Sherif seinen Füh- 
rerausweis vor, er wurde problemlos einge- 


lassen. Ein paar Minuten später jedoch hieß 
es, er müsse im Foyer bleiben, da es einige 
„Abklärungen“ zu treffen gäbe. Auf weite- 
res Nachfragen hieß es dann, die Stadtpo- 
lizei sei zuständig und unterwegs. Diese 
nahm ihn dann fest. 

Laut polizeilichen Angaben ist seine Ver- 
haftung auf einen RIPOL-Eintrag zurück- 
zuführen. Sherif soll nächstens der Frem- 
denpolizei Basel überstellt werden. 

Sherif reiste vor 13 Jahren erstmals in die 
Schweiz ein. Die Mitgliedschaft in einer le- 
galen Oppositionspartei sowie die Tatsache, 
dass er Kurde ist, führten zu mehreren Ver- 
haftungen und Folter durch die Polizei so- 
wie zu Morddrohungen. In der Folge ver- 
ließ er die Türkei und kam in die Schweiz. 
Nach vier Jahren wurde sein Asylgesuch 
abgelehnt. Daraufhin kehrte er in seine Hei- 
mat zurück. Vor ungefähr 11/2 Jahren rei- 
ste er ein zweites Mal in die Schweiz ein 
und stellte ein zweites Gesuch, auf das gar 
nicht erst eingegangen wurde, weil er nur 
über einen kopierten Führerausweis und 
nicht über einen gültigen Pass verfügte. 

Sherif verbinden enge familiäre Bezie- 
hungen mit der Schweiz. Seine von ihm ge- 
schiedene Frau (sie hat eine Aufenthaltsbe- 
willigung) mit ihren beiden kleinen Kindern 
leben im Kanton Bern. Er pflegte regel- 
mäßigen Kontakt mit ihnen. Das ältere Kind 
besucht die erste Klasse, des Jüngere eine 
Spielgruppe. ... Sein Bruder lebt auch in der 
Schweiz. 

Diese Verhaftung steht im Widerspruch 
zu dem seitens der Behörden proklamierten 
Willen, Härtefälle einzeln zu überprüfen. 
Sowohl Gemeinde wie auch Kanton beteu- 
erten stets, dass die Verfolgung von Sans- 
Papiers, die sich innerhalb der Sans-Pa- 
piers-Kollektiv für ihre Regularisierung 
einsetzen „keine Priorität“ darstelle. Diese 
Verhaftung aus einer Parlamentsdebatte 
zeugt von einem erbärmlichen Demokra- 
tieverständnis der Behörden. Sherif berei- 
tete bereits seinen Antrag auf Härtefallprü- 
fung vor. Seine Erfahrungen in der Türkei 
zeigen, dass Sherif nur unter akuter Ge- 
fährdung seiner Sicherheit auszuschaffen 
ist und dies demzufolge einem illegalen 
Willkürakt gleichkommt. 

Wir verlangen die sofortige Freilassung 
von unserem Freund und Mitstreiter Sherif 
und das Ende einer Politik der Einschüch- 
terung und der Repression. 

Sherif war seit Anfang unseres Kampfes 
in Bern dabei. Wir haben ihn immer als ei- 
nen kommunikativen, feinfühligen, 
freundlichen und hilfsbereiten Menschen 
und Vater erlebt. Wir sind entsetzt ab der 
Willkür, die ihm widerfährt. Diesen Fall 
zeigt einmal mehr, wie unhaltbar und un- 
menschlich unsere gültigen Gesetze sind 
und wie dringend es ist, menschliche Lö- 
sungen zu finden und umzusetzen. Eine 
kollektive Regularisierung der Sans-Papiers 
bleibt dringender denn je. 

Der Kampf geht weiter! 
Quelle: http://switzerland.indymedia.org/display. 
php3?article_id=7955 


Italien 


Freiheit für 
Roberta Ripaldi ! 


Am 16.7.01 ist Roberta, eine in verschiede- 
nen feministischen Gruppen aktive Frau, in 
Rom verhaftet worden. Ihr wird ein Bran- 
danschlag auf die Rollläden von zwei Par- 
teibüros der DS (Democratici di Sinistra, Re- 
gierungspartei in dieser Zeit) während des 
Kosovokrieges 1999 vorgeworfen. Sie soll 
den Bekennerinnenanruf, der danach bei 
mehreren italienischen Zeitungen eingegan- 
gen ist, getätigt haben. Das einzige „Indiz“, 
aufgrund dessen Roberta inhaftiert wurde, ist 
eine Telefonkarte, welche sie dafür benützt 
haben soll! Roberta wird vorgeworfen, an der 
Bildung einer „subversiven Vereinigung“ be- 
teiligt gewesen zu sein. Es handelt sich hier 
um ein Sondergesetz aus den 70ern. Danach 
ist schon kriminell, wer solch einer Vereini- 
gung angehört, auch ohne selbst eine Straftat 
begangen zu haben. Hierfür genügt auch 
schon ein bloßer Verdacht. 

Zu den Umständen ihrer Verhaftung: Am 
Tag nach dem Anschlag haben zwei italie- 
nische Zeitungen zwischen 10 und 11 Uhr ei- 
nen BekennerInnenanruf erhalten. Darauf- 
hin wurde von Seiten der Polizei eine tele- 
fonische Untersuchung eingeleitet zur Über- 
prüfung, mit welcher Telefonkarte die Anru- 
fe getätigt worden sind, die etwa zwei (!) Jah- 
re dauerte. Dabei stießen sie unter anderen 
auf Roberta und einen Mann der extremen 
Rechten. Da der Anschlag jedoch der Linken 
zugerechnet wird, wird Roberta aufgrund ih- 


Mittwoch, 30. Januar 2002 
. Fax: 0039 06 679 1407 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


rer feministischen und linken politischen 
Tätigkeit für schuldig erklärt - ohne jegliche 
Beweise. 

Am 16.7.01 gab es in Rom 15 Hausdurch- 
suchungen in besetzten und auch in ande- 
ren Häusern. Dabei wurden Festplatten und 
Disketten mitgenommen. Bei diesen Razzien 
wurden Roberta und noch ein anderer Mann 
verhaftet. Insgesamt gibt es fünf Personen, 
gegen die ermittelt wird. Die ersten drei Ta- 
ge war Roberta in Isolationshaft, danach 
wurde sie in einen Hochsicherheitstrakt ver- 
legt. 1 x die Woche hat sie Besuchszeit, al- 
lerdings nur von Angehörigen und ihrer An- 
wältin. Post wird vor ihren Augen geöffnet 
und kontrolliert. Auch sind ihr einige Briefe 
nicht ausgehändigt worden (z.B. ein Brief, 
dem ein Zeitungsartikel beilag, in dem über 
sie berichtet wurde). 

Die erste Haftprüfung am 31.7.2001 (nach 
> Wochen!) fiel negativ aus. Sie hatte bis jetzt 
keinen Prozess, befindet sich also eigentlich 
noch in Untersuchungshaft. Der nächste 
Haftprüfungstermin wird am 7.2.2002 sein. 
Wir protestieren aufs Schärfste gegen die 
Verhaftung von Roberta und ihre Kriminali- 
sierung im Hochsicherheitstrakt! 

Wir fordern die sofortige Freilassung von 
Roberta Ripaldi und allen anderen politi- 
schen Gefangenen, die, aufgrund ihrer lin- 
ken Gesinnung, im Zuge von Demonstratio- 
nen (Genua im Juli 2001...), Hausdurchsu- 
chungen und Razzien verhaftet und krimi- 
nalisiert worden sind und die sofortige Ein- 
stellung aller Verfahren in diesem Zusam- 
menhang!!! 

Für die Unterstützungsarbeit wird drin- 
gend Geld benötigt. 

Spenden auf folgendes Konto: Chiara Lu- 


. Wir haben mit Empörung und zunehmendem Zorn die Festnahme und Inhaftie- 


. rung von Roberta Ripaldi verfolgt. 


: Ihr wird Mitgliedschaft in einer subversiven Vereinigung vorgeworfen. Sie soll ; 
. für einen Brandanschlag auf zwei Bürorollläden der DS im Jahre 1999 verant- : 
; wortlich gemacht werden. Als einziges Beweisstück für ihre Verhaftung dient ei- . 
: ne Telefonkarte, die sie für einen BekennerInnenanruf benützt haben soll. Von : 
< Vorneherein wurde der Brandanschlag der Linken zugeordnet, um dadurch zu ei- : 
; nem erneuten Schlag gegen feministische und linke AktivistInnen ausholen zu ; 


: können. 


. Wir verurteilen die Verhaftung und Kriminalisierung von Roberta Ripaldi auf's 


: Schärfstet!! 
: Wir fordern: 


. - die sofortige und bedingungslose Freilassung von Roberta Ripaldi und aller po- _ 
; litischen Gefangenen, die im Zuge von Genua im Juli 2001 und den Hausdurch- ; 
; suchungen und Razzien in Rom am 16.07.2001 verhaftet worden sind. : 
- - die sofortige Einstellung aller Verfahren und > 
: - Schluss mit der Kriminalisierung feministischer, anarchistischer und linker Men- z 


: schen und Bewegungen! 


. - Freiheit für Roberta Ripaldi und alle politischen Gefangenen! 
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brani, Nr.33669037, CAB: 03200, ABl: 
07601, CIN: X, Casuale per Roberta 

Post und Briefe an Roberta könnt ihr an 
folgende Adresse schicken: Roberta Ripal- 
di, Casa Circondariale - Rebibbia Femmi- 
nile, Via Bartolo Longo 92, I-00156 Roma, 
Italia 


Nachrichten aus den USA 
Immer noch in Isolationshaft: 
Richard Williams 


Am 3. Januar wurde der seit Mai 1973 in- 
haftierte und zu lebenslänglich plus 30 Jah- 
ren verurteilte Sundiata Acoli, Gefangener 
aus der Schwarzen Befreiungsarmee (BLA), 
in den Strafvollzug zurückverlegt. 

Von den über ein Dutzend politischen Ge- 
fangenen in verschiedenen Bundesgefäng- 
nissen, die nach den Anschlägen am 11. Sep- 
tember gegen das WTC-Gebäude und das 
Pentagon in Isolationshaft verlegt wurden, 
bleibt Richard Williams in Lompoc, Kalifor- 
nien, als letzter betroffen. Williams, der seit 
1984 inhaftiert ist, sitzt gegenwärtig eine 
Haftstrafe von 35 Jahren bis lebenslänglich 
wegen Bombenanschlägen der United Free- 
dom Front u.a. gegen US-Militäreinrichtun- 
gen aus Protest gegen die US-Politik in El 
Salvador und Nicaragua. Anschließend muss 
er eine Haftstrafe von 45 Jahren bis lebens- 
länglich wegen angeblichen Polizistenmor- 
des antreten. Obwohl er seit kurzem wieder 
Post und Anwaltsbesuche empfangen kann, 
bleibt er den ganzen Tag in Isolationshaft 
und wird bei jedem Verlassen der Zelle vi- 
deoüberwacht. Ihm wurde von Gefängnis- 
personell mitgeteilt, dass er nicht in den Nor- 
malstrafvollzug zurückverlegt, sondern in 
ein anderes Gefängnis verlegt wird, wo dann 
erneut über eine Fortsetzung der Isolations- 
haft entschieden wird. 


Sara Olson verurteilt 


In Los Angeles wurde Sara Olson wegen Ver- 
schwörung zu 20 Jahre bis lebenslänglich 
verurteilt. Ihre Anwälte gehen davon aus, 
dass ihre Strafe nach fünf Jahren ausgesetzt 
wird. Laut Anklage wurden 1975 von der 
Symbionese Liberation Army (SLA) zwei 
Rohrbomben unter Polizeiautos gelegt als 
Rache für den Tod sechs ihrer Mitglieder 
während einer Schießerei mit Polizeieinhei- 
ten im Jahr zuvor. Die Bomben explodierten 
nicht. 

Nach der Verhaftung der restlichen Mit- 
glieder der SLA setzte das FBI Olson auf die 
Fahndungsliste. Olson tauchte unter und leb- 
te bis zu ihrer Verhaftung 1999 ein bürger- 
liches Leben als Hausfrau und Mutter dreier 
Kinder. 

Olson, die immer noch ihre Unschuld be- 
teuert und eine Mitgliedschaft in der SLA ab- 
streitet, bekannte sich Ende letzten Jahres auf 
Anraten eines ihrer Anwälte schuldig, als be- 
kannt wurde, dass die Staatsanwaltschaft, 
weil sie keine konkrete Beweise für eine Tat- 
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beteiligung Olsons an den Anschlägen hat- 
te, ein Verfahren wegen ‚Verschwörung‘ an- 
strebte. Damit wäre es möglich, Olson für Ak- 
tivitäten der SLA zu belangen, auch wenn 
sie nichts davon wusste oder auch wenn sie 
vor ihrer Mitgliedschaft begangen wurden. 
Infolge der ‚Terrorismus-Hysterie’ nach den 
Anschlägen auf das WTC-Gebäude und das 
Pentagon in September hatte Olson keine 
Hoffnung auf ein faires Verfahren. Ein 
Schuldspruch hätte ihr mit ziemlicher Si- 
cherheit lebenslänglich eingebracht. 

Nach ihrer Verurteilung wurde Olson we- 
gen eines unaufgeklärten Banküberfalls in 
einem Vorort von Sacramento 1975 verhaf- 
tet, bei dem eine Bankkundin erschossen 
worden war. Drei ehemalige Mitglieder der 
SLA wurden ebenfalls verhaftet. Schon letz- 
tes Jahr hatte die Staatsanwaltschaft Los An- 
geles die Staatsanwaltschaft in Sacramentos 
bedrängt, Klage gegen Olson zu erheben, mit 
der Begründung, man habe dort handfeste- 
re Beweise für eine Verurteilung als in Los 
Angeles. Offensichtlich waren die Beweise 
doch nicht so handfest, so dass Sacramento 
dies bis jetzt abgelehnt hatte. 

Die Verhaftungen erfolgen jetzt angeblich 
aufgrund neuer technologischer Untersu- 
chungsmethoden, die die Schrotkugeln, die 
die Bankkundin trafen, in Verbindung brin- 
gen könnten mit Kugeln, die einem SLA-Ver- 
steck gefunden wurden. 

Die Angeklagten bekennen sich nicht 
schuldig. Ihre Anwälte fordern eine Aufhe- 
bung der Anklage, da die ‚neuen Beweise’ 
„falsch“ seien und nur konstruiert wurden, 
um der Staatsanwaltschaft zu ermöglichen, 
eine Anklage zu erheben. 
www.saraolsondefense.com 


Peru 


In die Anden verschleppt 


Die US-Amerikanerin Lori Berenson, die in 
Peru wegen angeblicher Unterstützung der 
MRTA zu 20 Jahre Haft verurteilt ist, wurde 
über Weihnachten von Lima in das ca. 560 
km entfernte Gefängnis von Cajamarca in 
den Anden verschleppt. In den frühen Mor- 
genstunden stürmten über 30 Polizisten den 
Zellenblock, in dem 18 Frauen untergebracht 
sind, und sprühten Tränengas in die Zellen. 
Lori wurde misshandelt und mit Gewalt aus 
der Zelle gezerrt. Zur Zeit trug sie nur T-Shirt 
und Shorts und musste andere Kleidung, ih- 
re Brille, Medikamente und Schuhe in der 
Zelle lassen. Die anderen Frauen wurden ge- 
schlagen, ihnen wurde Vergewaltigung an- 
gedroht. Der Gefängnisleitung zufolge sei die 
Verlegung eine Disziplinarmaßnahme, die 
Gründe nannte sie aber nicht. 

Eine für Mitte Februar erwartete Entschei- 
dung des Obersten Gerichts Peru im Beru- 
fungsverfahren wurde vertagt. Das Gericht 
hat weitere 15 Tage zum Aktenstudium an- 
gesetzt. Wegen anstehender Feiertage er- 
wartet Berensons Anwalt keine Entschei- 
dung bis April. Berenson selber hat „null Er- 
wartungen”. www.freelori.org 


Aufruf zur Unterstützung 


MedizinerInnen- 
delegation nach 
Istanbul 


Bielefeld, 4.2.2002 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir sind eine Gruppe von Frauen und 
Männern aus verschiedenen Ländern, die 
vor allem versucht, Öffentlichkeit für die 
Forderung der politischen Gefangenen und 
ihrer Angehörigen in der Türkei nach Ab- 
schaffung der Isolationshaft herzustellen. 

Die politischen Gefangenen in der Türkei 
begannen am 20. Oktober 2000 einen un- 
befristeten Hungerstreik, der bis heute noch 
anhält, um gegen die Verlegung in die neu- 
en in die neuen Isolationstrakte zu prote- 
stieren. Ihre erste Forderung ist die 
Schließung der F-Typ-Isolationsgefängnis- 
se bzw. Aufhebung; der Isolationshaft. 

Isolationshaft ist international als „Weiße 
Folter“ geächtet; die Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit dieser in den USA 
und Deutschland entwickelten Form der Fol- 
ter, nämlich soziale Deprivation, sind über 
medizinische Fachkreise hinaus bekannt. 
Der Einführung der F-Typ-Hochsicherheit- 
strakte gingen mehrere Besuche türkischer 
Beamter von deutschen Gefängnissen vor- 
aus. So besuchte eine türkische Delegation 
im Jahr 1990 die JVA Stuttgart-Stammheim, 
um dieses Modell auch in die Türkei zu im- 
portieren. 

Es ist Ihnen sicherlich bekannt, das gegen 
die Haftform auch in Europa die politischen 
Gefangenen mit Hungerstreiks protestiert 
haben. In Spanien dauerte der Protesthun- 
gerstreik 436 Tage, in Stammheim und in 
anderen Isolationsgefängnissen haben Ge- 
fangene in zahlreichen Hungerstreiks ihr Le- 
ben verloren. 

Die türkische Regierung hat landesweiten 
Protesten der Öffentlichkeit und der An- 
gehörigen gegen Isolationshaft ein Ende set- 
zen wollen. So wurden am 19. Dezember 
2000 bei der Militäroperation in 20 ver- 
schiedenen Gefängnissen 28 politische Ge- 
fangene getötet. Alle demokratischen Verei- 
ne und Organisationen wurden gestürmt 
und geschlossen. Trotz der Repressalien geht 
der Protest der Gefangenen weiter. 

Bis jetztsind 85 Menschen gestorben, über 
300 Gefangene sind durch Zwangs- 
ernährung verkrüppelt worden. 

Der Grund, aus dem wir uns an Sie wen- 
den, ist, dass wir von Ihnen Unterstützung 
hoffen und erwarten. Seit Beginn des Hun- 
gerstreiks sind in der Türkei neue, ver- 
schärfte Gesetze erlassen, welche die fort- 
schrittliche Öffentlichkeit, die die Aufhe- 
bung der Isolationshaft fordert, kriminali- 
siert. Die Ärzte, die Zwangsernährung ab- 
lehnen, werden angeklagt und verurteilt. Je- 
de Solidarität mit den Gefangenen wird hart 
bestraft. 


Die Angehörigen hatten in Istanbul mit 
Hilfe von Ärzten, Sanitätern und Kranken- 
pflegern ein Therapiezentrum für zwangs- 
ernährte Gefangene gebaut, das aber sofort 
vom Staatssicherheitsgericht geschlossen 
wurde. Grund dafür war, dass dort „Mit- 
glieder der terroristischen Organisationen“ 
behandelt würden. Das Therapiezentrum soll 
wieder eröffnet werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Ihre Kol- 
legen und Kolleginnen, Gefangene und An- 
gehörige brauchen dringend Ihre Unterstüt- 
zung. Zeigen Sie Ihren KollegInnen, die die 
Zwangsernährungen ablehnen, dass sie 
nicht alleine sind. Solidarisieren Sie sich mit 
denen, die für menschenwürdige Bedingun- 
gen in der Türkei kämpfen. 

Um die aktueile Situation vor Ort von den 
Betroffenen zu erfahren, planen wir mit dem 
Komitee gegen Isolationshaft Hamburg für 
Mitte Märze eine MedizinerInnendelegation 
nach Istanbul. Im Programm sind Gespräche 
mit Ärztekammer, Anwaltskammer, entlas- 
senen Gefangenen sowie der Angehörigen- 
organisation TAYAD (Hilfsverein für Fami- 
lien und Angehörige der Gefangenen und 
Verurteilten in der Türkei) vorgesehen. 

Bitte teilen Sie uns mit, ob Sie als Unter- 
stützer dieses Aufrufs Delegationsteilneh- 
mer oder als finanzieller Unterstützer teil- 
nehmen können. 

Wir stehen natürlich für weitere Fragen 
Ihnen zur Verfügung. 

In der Hoffnung, baldigst von Ihnen eine 
Antwort zu erhalten, wünschen wir Ihnen 
viel Erfolg. 

Solidaritätskomitee mit TAYAD, Witte- 
kindstr. 21, 33615 Bielefeld, Tel. (05 21) 5 21 
62 94; Fax (05 21) 5 21 63 95. E-Mail: tayad- 
komite@gmx.de 


Türkeı 


Gefangene rufen zur 
Unterstützung auf 


Die Gefangenen verschiedener Organisa- 
tionen haben offiziell erklärt, dass sie den 
Vorschlag der Anwaltskammern zur Lösung 
im Todesfasten („Drei Türen, drei Schlös- 
ser) akzeptieren und die fortschrittliche 
Öffentlichkeit zur Unterstützung gegen die 
starre Haltung der Regierung aufgerufen. 


Als Vertreter der Gefangenen von MLKP, 
DHKP-C, TIKB, TKP/ML, TKP(ML), TKIP und 
Devrimci Yol veröffentlichten Yunus Ayde- 
mir, Ercan Kartal, Kenan Güngör, Bayram 
Kama, Cemal Cakmak, Ziya Büyükisik und 
A. Vahdettin Karadag eine Erklärung, in der 
es heisst: „Die fortschrittliche demokratische 
Öffentlichkeit und unsere Völker sollten wis- 
sen, dass nicht wir verantwortlich sind für 
die Situation, die im Todesfasten entstanden 
ist. Die ganze Verantwortung trägt der Staat 
und als sein Sprecher das Justizministerium 
mit seiner Massakermentalität und seiner 


starren Haltung.“ Anstatt das Problem zu lö- 
sen, dehne der Staat die Phase so weit wie 
möglich aus und sei bemüht, den Willen der 
AktivistInnen zu brechen und sie zur Kapi- 
tulation zu bewegen, indem er zu Mänovern 
wie der vorübergehenden Haftentlassung 
etc. greife. „Der Staat hat uns keine andere 
Alternative als den Tod gelassen“, so die 
Sprecher der Todesfastenden. 

Weiter heißt es in der Erklärung, mit der 
die Gefangenen ihre bereits zuvor über die 
Anwältlnnen mitgeteilte Meinung offiziell 
veröffentlichen: „Wir teilen hiermit der ge- 
samten fortschrittlichen, demokratischen 
Öffentlichkeit, unseren Völkern und den 
Staatsvertretern mit, dass wir den Vorschlag 
der vier Anwaltskammern ‚Drei Türen, drei 
Schlösser‘ unterstützen. Auch wenn die un- 
ter der Formel ‚Drei Türen, drei Schlösser‘ 
zusammengefassten Forderungen nicht de- 
nen unseres Todesfastenwiderstandes ent- 
sprechen, bewerten wir den Vorschlag in 
Hinblick auf die Lösung des Problems als an- 
nehmbar. (...) Bis der Staat einer Lösung des 
Problems zustimmt, werden wir das Todes- 
fasten fortsetzen.“ 

Quelle: isku 


Elmshorn 
Viel Sympathie für 
Solidaritätsaktion 


Auch wenn sie bereits einige Wochen 
zurückliegt, wollen wir kurz von einer Ak- 
tion berichten, die auf außergewöhnlich 
viel Sympathie stieß. 


Elmshorn. Am ersten Weihnachtstag gegen 
9.00 Uhr besetzten Angehörige der politi- 
schen Gefangenen in türkischen Gefäng- 
nissen die Nikolai-Kirche am Alten Markt. 
Mit ihrem Protest und der Ankündigung ei- 
nes viertägigen Hungerstreiks wollten sie 
darauf aufmerksam machen, dass sich seit 
über einem Jahr politische Gefangene in den 
türkischen Gefängnissen in einem Todesfa- 
sten befinden. 

In Verhandlung 
mit dem anwe- 
senden Pastor 
Behrens und Po- 
lizeileiter Tempel 
konnte eine Lö- 


sung für die 
Durchführung 
des Hunger- 


streiks gefunden 
werden. Den An- 
gehörigen wurde 
das Gemeinde- | 
zentrum der St. 
Nikolai-Gemein- 
de in der Kirchen- 
straße zur Verfü- | 
gung gestellt. Das S 
DRK besorgte EM 


Matratzen, Decken und Getränke. Während 
des Hungerstreiks nahmen etliche Elmshor- 
ner die Gelegenheit war, sich im Gemein- 
dezentrum über die Beweggründe des Pro- 
testes zu informieren. 

Bürgermeisterin Fronzek besuchte die 
Angehörigen und erklärte sich ebenfalls so- 
lidarisch: „Die Aktion ist ein Hinweis dafür, 
dass die Menschenrechte in der Türkei nicht 
so sind, wie sie in einem europäischen Land 
sein sollten.“ 

Am Sonnabend nach Weihnachten fand 
dann zum Abschluss eine Demonstration 
mit gut 100 Teilnehmern statt. Aufgerufen 
hatten die Elmshorner Initiative für das 
Überleben und die Föderation der Arbeits- 
immigrantInnen in Deutschland (AGIF). 
Unterstützt wurde die Aktion vom VVN/ 
BdA Kreisverband, der DKP Elmshorn, dem 
Roten Stachel Elmshorn sowie dem RSB 
Schleswig-Holstein, dem Alevitischen Kul- 
turzentrum, ICAD Hamburg sowie dem In- 
tegrationsbeauftragten der Stadt. In der Er- 
klärung heißt es: „StudentInnen, die für das 
Recht aufein kostenloses Studium und Un- 
terricht in ihrer Muttersprache kämpften, 
GewerkschafterInnen, die sich für höhere 
Löhne und das Streikrecht engagierten; 
Schriftstellerinnen und Intellektuelle: Sie 
alle wurden für ihren politischen Kampf zu 
mehrjährigen Gefängnisstrafen verurteilt. 
Genau diese Menschen sind es, die vom tür- 
kischen Staat in Hochsicherheitstrakte oh- 
ne jeglichen Kontakt zur Außenwelt ge- 
sperrt worden sind (sogenannte Isolations- 
haft).* 

Die Demonstration durch die Elmshorner 
Innenstadt stieß auf reges Interesse. Die Po- 
lizei hatte vier Beamte zur Verkehrsregelung 
aufgeboten. Auf der Abschlusskundgebung 
forderte u.a. auch eine Vertreterin des Ro- 
ten Stachels Solidarität mit den politischen 
Gefangenen in deutschen Gefängnissen. Die 
EN (Elmshorner Nachrichten) schrieben: 
„Mit Tanz und orientalischer Musik mach- 
ten die Demonstranten klar, wie sie sich ein 
friedliches Miteinander ohne Verfolgung in 
ihrem Heimatland vorstellen. Spontan reih- 
ten sich auch einige junge Elmshorner ein.“ 
Quelle: Elmshorner Gegensätze 1/2, gekürzt 


13 


Haftbedingungen Öcalans als 
legitim dargestellt 


Wie das Justizministerium der Türkei mitge- 
teilt hat, wird es keine Verbesserung, der 
Haftbedingungen auf der Gefängnisinsel 
Imrali geben. Diese stünden in Zusammen- 
hang mit.der Tatsache, dass der PKK-Vor- 
sitzende Abdullah Öcalan ein „Strafgefan- 
gener mit einem hohen Sicherheitsrisiko“ 
sei, was die speziellen Rechtsbeschneidun- 
gen legitimiere. - Diese Mitteilung erhiel- 
ten die AnwältInnen Hatice Korkut, Aysel 
Tugluk und Irfan Dündar des „Asrin Hu- 
kuk Bürosu“ als Antwort auf ein beim Ju- 
stizministerium, der Strafvollzugsbehörde 
und der zuständigen Staatsanwaltschaft in 
Bursa eingereichtes Gesuch, mit dem sie am 
19. Dezember 2001 eine Verbesserung der 
Haftbedingungen für ihren Mandanten und 
die Gewährung gleicher Rechte wie für an- 
dere. Gefangene auch gefordert hatten. In 
der schriftlichen Antwort des Justizmini- 
steriums heisst es, alle Haftbedingungen, 
die gemäß $ 16/1 des Antiterrorgesetzes für 
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politische Häftlinge gelten, würden auch 
auf Öcalan angewandt. Da Öcalan laut Ju- 
stizministerium ein „Strafgefangener mit 
hohem Sicherheitsrisiko“ ist, seien auch die 
speziellen Rechtsbeschneidungen normal. 


(...) 
Offener Besuch verhindert 


Auf das Gesuch nach der Möglichkeit eines 
offenen Besuches [ohne Trennscheibe; für 
politische Gefangene in der Türkei seit 2001 
an offiziellen Feiertagen mit Familienan- 
gehörigen ersten Grades wieder möglich] 
für ihren Mandanten mit seinen Angehöri- 
gen sei vom Justizministerium eine positi- 
ve Antwort gekommen, so teilte RA Tugluk 
mit. „Der Oberstaatsanwalt aus Bursa teil- 
te daraufhin mit, dass die Genehmigung des 
Justizministerriums an die Regionskom- 
mandantur weitergeleitet worden ist und 
das Notwendige in die Wege geleitet wer- 
de, damit ein offener Besuch stattfinden 
kann. Aber die Entscheidung ...konnte bis- 


her aufgrund des tatsächlichen Vorgehens 
nicht umgesetzt werden. Seit Wochen ver- 
suchen wir, die Regionskommandantur zu 
erreichen, um Licht ins Dunkel dieser An- 
gelegenheit zu bringen. Bis heute haben wir 
wedereine positive noch eine negative Ant- 
wort erhalten können.“ Weiter erinnerte RA 
Tugluk daran, dass die Verteidigerge- 
spräche insbesondere in den letzten Mona- 
ten aufgrund „widriger Wetterverhältnis- 
se“ überwiegend ausgefallen sind. „Die ein- 
stündigen und einmal wöchentlich vorge- 
sehenen Verteidigergespräche konnten in 
den letzten Monaten aufgrund der Wetter- 
verhältnisse durchschnittlich einmal im 
Monat stattfinden. Auch das bewerten wir 
als grobe Rechtsverletzung. Denn diese Art 
von Problem resultiert einzig aus dem Boot, 
das für die Überfahrt gestellt wird. Es könn- 
te durchaus ein Boot zur Verfügung gestellt 
werden, für das die Wetterbedingungen 
kein Problem darstellt.“ 

Informationsstelle Kurdistan e.V, 


Garzön verbietet erneut baskische Organisationen 


Demokratische Richter suspendiert 


Der umstritten spanische Ermittlungsrichter, 
Baltasar Garzón, hat erneut zugeschlagen. 
Am Mittwoch hat Garzön die baskischen Or- 
ganisationen Segi und Askatasuna verbo- 
ten. Erneut behauptet Garzón, es handelte 
sich dabei um Teile der baskischen Separa- 
tistenorganisation ETA. Es seien lediglich 
Ersatzorganisationen für zuvor verbotene 
Organisationen. 

Das könnte er aber bestenfalls bei Segi be- 
haupten. Deren Vorgänger Haika war aus der 
Vereinigung von den französisch-baski- 
schen und spanisch-baskischen Jugendor- 
ganisationen hervorgegangen. Haika hatte 
Garzön schon im letzen Jahr verboten. Doch 
bisher ist er den Beweis für deren Unterord- 
nung unter die ETA schuldig geblieben. Ei- 
nen Teil der mehr als 20 verhafteten Ju- 
gendlichen wurden nach etlichen Monaten 
Haft schon wieder vom zuständigen Gericht 
frei gelassen. 

Im Fall von Askatasuna ist das Argument 
an den Haaren herbeigezogen. Denn die Ge- 
storas pro Amnistia, deren „illegalen Akti- 
vitäten“ Askatasuna angeblich fortgeführt 
hat, ist erst von Garzön verboten worden, 
nachdem sich die Organisation Anfang De- 
zember aufgelöst hatte. Seit Jahren hatten 
die Gestoras an der Vereinigung mit der fran- 
zösisch-baskischen Gruppe, Koordinaketa 
zu einer gesamtbaskischen Organisation ge- 
arbeitet. 

Es kann behauptet werden, dass Garzón 
politische Vorgaben juristisch bemäntelt. 
Schon vor ihrem Verbot hat die spanische 
Regierung die gegen Widerstände in Brüs- 
sel und Straßburg auf die EU-Liste der ter- 
roristischen Gruppen gesetzt. Offenbar ge- 


lingt es den Spaniern nicht einmal mit ihrer 
Verbotsmühle auch nur den französischen 
Nachbarn zu überzeugen. Keine der Organi- 
sationen, weder die nun verbotenen, noch 
die übrigen auf der EU-Liste, sind bisher in 
Frankreich illegal. So dürften die Worte, die 
der französische Aussenminister, Hubert Ve- 
drine, die er heute in Richtung des US-Prä- 
sidenten gerichtet hat, auch für den spani- 
schen Ministerpräsidenten gelten. Vedrine 
warfden USA vereinfachte Vorstellungen im 
Kampf gegen den Terror vor. Der könnte 
nicht allein mit Repression bekämpft wer- 
den. 

Askatasuna dürfte über das Verbot er- 
staunt sein, doch bisher war keine Stellun- 
gnahme von Vertretern zu bekommen. Doch 
noch Ende Dezember hatte deren Sprecher, 
Gorka Lopez, in einem Gespräch mit Tele- 
polis ein mögliches Verbot der neuen Orga- 
nisation bezweifelt. Lopez hatte schon da- 
mals angemerkt, dass mit dem nachträgli- 
chen Verbot von Gestoras pro Amnistia, 
Spanien einen großen Schritt in Richtung 
Diktatur gemacht habe. Denn die Gestoras 
waren selbst unter der Franco-Diktatur nicht 
behelligt worden. 

Vielsagend ist, dass Garzón sagt, beide 
gehörten zu der Organisation ETA-KAS- 
EKIN. Jegliche Beweise für das Bestehen die- 
ser Vereinigung bleibt er seit Jahren schul- 
dig. Zuletzt musste er im Dezember sechs 
EKIN-Mitglieder frei lassen, weil der Natio- 
nale Gerichtshof seine Anklage zerpflückt 
hatte. Dass die Organisation „der ETA un- 
tergeordnet ist“, dafür habe Garzón keine 
Beweise vorgelegt, urteilte der Gerichtshof. 
Allerdings wurden die schärfsten Kritiker 


des Pinochet-Jägers heute ausgeschaltet. 
Drei Richter des Nationalen Gerichtshofs, die 
verstärkt Garzöns Anklagen abgewiesen ha- 
ben, wurden vom Dienst suspendiert. 

Die Richter, die stets streng nach dem spa- 
nischen Gesetzen geurteilt haben, sehen sich 
heftiger Vorwürfe ausgesetzt. In einem mit 
Eigenarten gespickten Vorgang wird ihnen 
vorgeworfen, zu Unrecht einen Drogenboss 
auf Kaution frei gelassen zu haben, der sich 
durch Flucht dem Prozess entzogen hat. 
Doch die Richter folgten einem Gutachten, 
dass bei Carlos Ruiz Santamaria hohe Selbst- 
mordgefahr diagnostizierte, weil er unter 
starken Depressionen leide. So vermuten 
fortschrittliche Richterverbände offen oder 
hinter vorgehaltener Hand, dass den drei 
Richtern eine Falle gestellt worden sei. Zwei 
Richter haben sogar Anzeige erstattet, weil 
sie eine direkte Einflussnahme der Regie- 
rung vermuten und 300 Richter, Anwälte 
und Professoren sprechen in einer Erklärung 
von „moralischer Lynchjustiz“ gegen die 
drei Richter. Ein direktes Mitwirken der Re- 
gierung ist möglich, denn sie hatte die Ent- 
scheidungen der Richter in Bezug auf bas- 
kische Organisationen stets scharf kritisiert. 

Jedenfalls wurde bekannt, dass es in der 
Staatsanwaltschaft, die in Spanien direkt 
dem Justizminister untersteht, zu merkwür- 
digen Verzögerungen kam. Zum Beispiel 
wurde den Staatsanwälten erst Tage nach 
der Freilassung von Santamaria die Ent- 
scheidung der Richter übermittelt. Dabei 
hatten die Richter nachweislich ihre Ent- 
scheidung sofort der Staatsanwaltschaft 
mitgeteilt. Wegen der Verzögerung konnte 
die der Freilassung nicht wiedersprechen 
und so verhindern. Auffällig ist auch die Un- 
gleichbehandlung durch die Staatsanwalt- 
schaft. Gegen Garzön hatte sie im letzten 
Jahr nicht einmal ermittelt, obwohl er of- 
fensichtlich Geheimnisverrat begangen hat. 

Schützenhilfe im Kampf gegen ETA hat die 
spanische Polizei inzwischen von der US- 
Polizei erhalten. Wie unlängst bekannt wur- 
de, sind schon seit Monaten FBI Computer- 
spezialisten im Einsatz um Daten zu ent- 
schlüsseln, die auf Festplatten mutmaßlicher 
ETA-Mitglieder gefunden wurden. Seit dem 
die ETA offenbar seit einigen Jahren auch 
auf den PGP zurückgreift musste die spani- 
sche Polizei mehrfach die Segel streichen 
und die Daten als verloren betrachten. Die 
Zusammenarbeit wird in Spanien auf den 
gemeinsamen Anti-Terror-Kampf seit dem 
11. September zurückgeführt. Dabei wurde 
diesschon beim Antrittsbesuch von US-Prä- 
sident, George Bush, in Europa vereinbart. 
Ob die Entschlüsselung der Daten gelingt, ist 
zweifelhaft, jedoch hat die USA schon da- 
mals in Spanien einen Unterstützer gegen 
die europäischen Echelon-Kritiker gefun- 
den. Das Spionagenetz soll seither im Kampf 
gegen die ETA genutzt werden. Der angeb- 
liche Kampf gegen den Terror wurde auch 
schon vor dem 11. September für die Legi- 
timierung zweifelhafter Maßnahmen mis- 
sbraucht. 

Ralf Streck 06.02.2002 


Libertad!: 


Solidarität mit Gestoras pro-Amnistia. 


Dringender Aufruf. 


Baltasar Garzön, Ermittlungsrichter am 
obersten spanischen Gerichtshof Audiencia 
Nacional, hat die baskische Gefangenen- 
hilfsorganisation Gestoras pro-Amnistia 
(„Gruppen für die Amnestie“) verbieten und 
durch die Polizei auflösen lassen. Dreizehn 
hauptamtliche MitarbeiterInnen wurden in 
Untersuchungshaft genommen, mehrere 
Büros versiegelt und Spendengelder, die der 
medizinischen, rechtlichen und sozialen Be- 
treuung mehrere hundert politischer Gefan- 
gener dienten, beschlagnahmt. 

Die Organisation Gestoras pro-Amnistia 
widmet sich dem Schutz und der Betreuung 
der etwa 550 baskischen politischen Gefan- 
genen. In den Jahren des demokratischen 
Überganges nach der Franco-Diktatur ent- 


Solidaritätsdemonstration mit den Gefan- 
genen am 17.11.2001 


standen, hat Gestoras pro-Amnistia über 20 
Jahre konsequent gegen Folter und Mis- 
shandlungen durch die Guardia Civil und 
andere Polizeikräfte protestiert. 

Gestoras pro-Amnistia veröffentlichte re- 
gelmäßig ein Jahrbuch, in dem Misshand- 
lungen in Haft dokumentiert werden und 
hilft den Betroffenen, die Folterer vor Ge- 
richt zu bringen. 

So dokumentierte die Organisation für das 
Jahr 2001 95 Anzeigen wegen Folter in Po- 
lizeihaft. 234 Personen wurden dem Bericht 
nach bis zu fünf Tagen isoliert in incomu- 
nicado-Haft gehalten, während der die mei- 
sten Fälle von Folterungen stattfinden. 

Im Rahmen der internationalen Kampa- 
gne des „Krieges gegen den Terror“ versu- 
chen die spanischen Behörden aktuell diese 
unbequeme zivilgesellschaftliche Stimme 
zum Schweigen zu bringen. Libertad! arbei- 
tet eng mit den Gestoras pro-Amnistia zu- 
sammen. Wir möchten Sie hiermit um ihre 
Unterschriftunter einen Appell bitten: zum 
Schutz dieser Stimme der Menschenrechte 
und als entschiedener Widerspruch gegenü- 
ber den fortwährenden Menschenrechtsver- 
letzungen durch Polizeikräfte und die para- 
militärische Guardia Civil. 

Menschenrechtsorganisationen dürfen 
nicht verboten werden. Bitte unterzeichnen 
und verbreiten sie den Aufruf der Mitglie- 


der von Gestoras pro-Amnistia. Der Aufruf 
wird von befreundeten Organisationen ver- 
breitet und in der baskischen Tageszeitung 
„gara“ als ganzseitige Anzeige veröffent- 
licht werden. Gleichzeitig wird er dem Ober- 
sten Gerichtshof Spaniens zugestellt. 

Bitte richten Sie Fragen und Unterschrift an 
berlin@libertad.de 

Informationen über Gestoras pro-Amnistia: 
http://www.libertad.de 

Frankfurt, 22. Januar 2002 

Libertad! 


Aufruf der Mitglieder von Gestoras 
pro-Amnistia 


Die Verfolgung von Menschenrechtsorga- 
nisationen unterstützt die Straffreiheit 


Die unterzeichnenden Gruppen, Organisa- 
tionen und Personen protestieren gegen die 
Illegalisierung von Gestoras pro-Amnistia 
und die Inhaftierung von zwölf ihrer Koor- 
dinatorInnen und öffentlichen SprecherIn- 
nen. 

Die Anklage von Folter und schmutzigem 
Krieg, von staatlicher Gewalt und Repressi- 
on, die Solidarität mit politisch Verfolgten 
darf nicht kriminalisiert werden. 

Politische Verfolgung führt in allen poli- 
tischen Konflikten zum Entstehen von Or- 
ganisationen, deren Arbeit genau darin be- 
steht, Solidarität hervorzubringen, Rechts- 
verletzungen anzuklagen und die Straflo- 
sigkeit zu bekämpfen. Unabhängig der mög- 
lichen Haltungen in und zu politischen Kon- 
flikten, betrachten wir die öffentliche An- 
klage von Menschenrechtsverletzungen als 
unerlässliches Recht, das es, zum Schutz von 
Freiheitund Demokratie, zu verteidigen gilt. 
Wir sehen diese Arbeit außerdem als unver- 
zichtbar an, um die Straflosigkeit zu 
bekämpfen, die Staaten und Regierungen bei 
der Ausübung der Repression für sich selbst 
beanspruchen. 

Die Illegalisierung von Gestoras pro-Am- 
nistia ist ein gravierenden Schritt zur 
Straflosigkeit und einen Angriff auf die Mei- 
nungs- und die Organisationsfreiheit. Hin- 
ter der politisch-juristischen Operation ver- 
birgt sich die Verfolgung politischer Über- 
zeugungen und Projekte. 

Wir fordern die sofortige Freilassung der 
Verhafteten, die Rückgabe von beschla- 
gnahmten Geldern und Materialien sowie 
die Rücknahme der Ilegalisierung von Ge- 
storas pro-Amanistia. 

18.Januar 2002 
Unterschriften: 
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Free Juanra ! 


Spanischer Hausbesetzer wegen mut- 
maßlicher Unterstützung der ETA in 
Amsterdam festgenommen 


Am Mittwoch, den 16. 1.2002, wurde am hell- 
lichten Tage in einem Supermarkt im Zentrum 
von Amsterdam der 35-jährige Juan Ramön 
Rodriquez Fernändez (Juanra) durch ein Spe- 
zialkommando der Polizei festgenommen. Mit 
einem Sack über dem Kopf wurde er abgeführt 
und auf der Amsterdamer Hauptpolizeiwache 
festgehalten, um kurze Zeit später in einen 
Knast unter Sonderhaftbedingungen „einge- 


tremen Ereann in Spanien an jemand ande- 
res weitergegeben zu haben, der wiederum be- 
schuldigt wird, im Kontakt zur ETA zu stehen. 
Dieser soll, so ist mittlerweile bekannt gewor- 
den, die Beschuldigungen in einem Verhör un- 
ter Folter gemacht haben und hat seine Aus- 


Für Veranstaltungen: Video 
-Z Benjamin Ramos Vega 


_ FürVeranstaltungen gibt es einen Videofilm 
zu einem ähnlichen Fall aus der BRD: Ben- 
 jamin Ramos Vega ... Benjamin war 1992 in 
Barcelona Aktivist gegen die Umstrukturie- 
 rungim Zuge der Olympiade. Wurde dann 
_ mit ähnlichen unter Folter erpressten Aus- 
. sagen der am 28. April 1994 in Barcelona 
- verhafteten Pipe San Efinanio und Agurtz- 
-~ ane Esquerra, beschuldigt, dem damaligen 
 ETA Kommando Barcelona geholfen zu ha- 
ben. Vor dem Haftrichter widerriefen Pipe 
und Agurtzane alle Aussagen und erklärten, 
diese seien unter Folter zustande gekom- 
men. Wie in Spanien üblich, wurden die 
Aussagen trotzdem als Beweismittel ver- 
< wandt. Am 28. Januar 1995 wurde Ben- 
. jamin Ramos Vega deswegen in Berlin fest- 
genommen .... Trotz Protesten wurde Ben- 


| jamin nach einigem hin und her ausgelie- 
fert: In einer Blitzaktion, welche die Berli- 
ner Justiz selbst vor seiner Anwältin geheim 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer 


Kamp 25, 20359 Hamburg. \V.i.S.d.P. : Christiane 
Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 


(040)43188820, Fax: (040) 43188821, E-Mail: 
enn-hhsh@hansenet.de Herausgeber : Angehörige 
und FreundInnen politischer Gefangener in der BRD, 
Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 42 
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sagen später zurückgezogen. Die Verhaftung 
von Juanra ist kein Einzelfall. Im letzten Jahr 
kam in Spanien eine Kriminalisierungskam- 
pagne gegen die HausbesetzerInnenbewegung 
(hauptsächlich) in Barcelona in Gang. Es wur- 
den verschiedene Menschen aus dieser Szene 
in Barcelona festgenommen unter Beschuldi- 
gung der Unterstützung der ETA. Juanra ist 
eng verbunden mit der Barceloner Hausbeset- 
zungshochburg „Kasa de la Muntanya“ (= das 
Berghaus), eine 1989 besetzte ehemalige Gu- 


ie ‚spanische Polizei Juanra auf die 
Spur gekommen, indem sie einigen Leuten aus 
Barcelona folgte, die Anfang Januar nach Am- 
sterdam gingen. Direkt nachdem er lokalisiert 
wurde, wurde seine Festnahme ersucht. Dies 
geschah der „NRC“ zufolge nach den neuen 
schnelleren Verfahren des am 1.1.2002 inKraft 
getretenen europäischen Zusammenschlusses 
„Eurojust“ auch sehr schnell. Nach Jelle van 
Buren von der „Stiftung Eurowatch“ „muss 
das echte Eurojust jedoch erst noch anfangen. 


hielt, wurde Benjamin am 5. Juni 1996 in | 
einer Linienmaschine von Iberia abgescho- | 
ben und an den spanischen Staat ausgelie- 
fert. 
Benjamin Ramos Vega wurde am 27. Ju- | 
ni 2001 aus der Haft entlassen, nachdem sich 
sein Gesundheitszustand infolge seinerjah- _ 
relangen schweren Krankheit noch einmal 
sehr verschlechtert hatte. (...) (Wir berichte- 
ten) Der sehenswerte Film konzentriert sich _ 
auf Folter und Repression in Spanien im Zu- 
sammenhang mit dem gegen Benjamin auf- _ 
grund von unter Folter erzwungenen Aus- 
sagen erhobenen Terrorismusvorwurf. Das 
Video Ist ca. 30 min lang, gedreht wurde es 
in Barcelona und Berlin. Es gibt eine deut- 
sche und eine spanische Fassung. Titel: | 
„Und auf einmal bist du Terrorist...“ Bei In- 
teresse melden beim mpz (medienpädago- 
gikzentrum hamburg): +49/40/439 72 59. 
Internet-Seite: www.mpz-hamburg.de 
Wir entnahmen diesen Hinweis einem 
Artikel von Gaston Kirsche, den wir aus 
AALEN nicht abdrucken konnten. 


E-Mail: gnn- Prep opes de 


32. - Einzelpreis : 1,55 Euro. Ein Jahresabonnement 
kostet 29,90 Euro (Förderabonnement 33,20 Euro), 
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zurückschicken. Verlagskonto: Postbank Hamburg, 
BLZ 200 100 20, Kontonummer: 25265-201. Herstel- 
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ardia Civil-Kaserne am Westrand der Innen, . 


Fall - der spanische Eurojuster den niederlän- 


Es gibt zwar bereits einen in Kraft getretenen 
Vorläufer, eine Art Prä-Eurojust. Es geht bei 
Eurojust um einen juristischen Zusammen- 
schluss von Staatsanwaltschaften der EU-Mit- 
gliedstaaten. Eurojust hat keine eigene Zu- 
ständigkeiten. Der Kern ist die Koordination: 


euern. Also wenn zum Beispiel - in diesem 


dischen Eurojuster davon überzeugt hat, dass 
dies ein wichtiger Fall ist, der keinen Aufschub 
duldet, sitzt der niederländische Eurojuster in 
den Niederlanden am Hebel, um dafür zu sor- 
gen, dass Menschenkraft, Zeit und Material 
freigesetzt wird für eine gute und schnelle Zu- 
sammenarbeit zwischen der niederländischen 
und spanischen Justiz und Polizei in dieser 
Angelegenheit.“ 

Um die auch in den Niederlanden aufkom- 
mende Antiterrorhetze ein bisschen zu nähren, 
behaupten die spanischen Autoritäten nun, 
dass Juanra in Amsterdam sein sollte, um ei- 
ne Infrastruktur für das Auffangen von ETA- 
Mitgliedern aufzubauen. In der Amsterdamer 
BesetzerInnenbewegung sollten Untertauch- 
plätze für ETA-Mitglieder gefunden werden, 
so die spanische Staatsanwaltschaft. Die Be- 
setzerInnen aus der Szene Barcelonas, die jetzt 
festsitzen, werden in der Presse zu „Anführe- 
Innen“ der BesetzerInnenbewegung gemacht. 
Aus den beschlagnahmten Papieren, zum 
größten Teil Bücher, Zeitschriften usw., und 
aus auf Computern stehenden Daten wird ei- 
ne „Dokumentation über zukünftige An- 
schlagsziele“ konstruiert. Die kreativen Gei- 
ster bei der spanischen Polizei wissen, aus 
Nichts ein komplettes Netzwerk zum Vor- 
schein zu zaubern. http://www.freejuanra.org 


Juanra kann neben Spanisch nur ein wenig 
Englisch. Da er sich für Literatur interes- 
siert, wird er sich über Bücher freuen. 
Schreibt ihm (am besten auf Spanisch oder 
einfachem Englisch) und denkt daran, dass 
die gesamte Post durch die Knastbehörden 
genau geprüft und gelesen wird. 

Juan Ramön Rodriguez Fernändez 

P/a PI Nieuw Vosseveld, Lunettenlaan 501, 
5623 NT VUGHT, NIEDERLANDE 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 54 54194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 257: So, 10.3.2002 


